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Die Européische Union (EU) und Deutschland ver-
schirfen ihre klimapolitischen Anstrengungen. Die
EU will bis 2050 die Nettotreibhausgasemissionen
auf null senken.! Schon 2030 sollen die Emissionen
um mindestens 55 % unter dem Niveau von 1990
liegen; bisher waren Einsparungen von mindestens
40 % geplant. Die Europiische Kommission hat den
Klimaschutz sogar zur ,,obersten politischen Priori-
tat“ erklart.2

Die EU sieht sich als Vorreiter und will die Dekar-
bonisierung selbst dann vorantreiben, wenn andere
grof’e Emittenten ihre Anstrengungen nicht ver-
starken. Noch ist unklar, mit welchen Instrumen-
ten die EU ihre Ziele umsetzen will. Insbesondere
ist noch nicht festgelegt, welche Rolle CO,-Preise
spielen werden. Dennoch hat der Europiische Rat
die Kommission am 12. Dezember 2020 aufgefordert,
einen Vorschlag fir ein CO,-Grenzausgleichssystem
zu machen, ,um WTO-konform die Umweltinteg-
ritit der politischen Mafdnahmen der EU zu gewihr-
leisten und eine Verlagerung von CO,-Emissionen
zu vermeiden®3 Die Kommission hilt ein solches
System ,,in Ermangelung vergleichbarer ehrgeizige-
rer Ziele unserer Partner” fiir erforderlich.4

In Politik und Offentlichkeit werden gegenwirtig
vor allem zwei Vorschlige diskutiert: (i) ein Grenz-
ausgleichssystem, das Importe einer CO,-Bepreisung
unterwirft (und eventuell Exporte von der heimi-
schen CO,-Bepreisung freistellt), und (ii) eine Ver-
brauchsabgabe, die den Verbrauch CO,-intensiver
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Glter im Inland verteuert und eine Fortsetzung
freier Zuteilung von Zertifikaten vorsieht.> In beiden
Féllen geht es darum, internationale Unterschiede
in der Bepreisung von CO,-Emissionen auszuglei-
chen. Da die Verbrauchsabgabe keine handelspoli-
tische ,,Grenzmafinahme* darstellt, wird in der
Folge von ,,CO,-Preisausgleich“ gesprochen, wenn
allgemein von beiden Instrumenten die Rede ist.

Mit diesen Vorschliagen spricht die Politik das so
genannte Leakage-Problem an, das entsteht, wenn
die Reduktion von CO,-Emissionen im Inland zu
hoheren Emissionen im Ausland fiihrt. So soll
einerseits die Effektivitit der européischen Klima-
politik verbessert und andererseits die Abwande-
rung von Industrieproduktion vermieden werden.
Gleichzeitig darf ein solches System aber nicht zu
neuen Handelsstreitigkeiten fiihren, welche die
Vorteile der internationalen Arbeitsteilung und die
allgemeine Kooperationsbereitschaft der Linder
unterminieren.

Die Diskussion um Leakage illustriert einmal mehr,
dass unilateraler Klimapolitik bei der Losung eines
inhdrent globalen Problems enge Grenzen gesetzt
sind. Daraus folgt, dass das zentrale Kriterium bei
der Beurteilung jedes Ausgleichsmechanismus sein
muss, ob dieser die internationale Kooperation -
zum Beispiel durch die Einrichtung einer univer-
sellen Bepreisung von CO,-Emissionen - voran-
bringt oder nicht.

1 In der Folge wird auf CO,-Emissionen abgestellt; andere Treibhausgase wie Methan, Distickstoffoxid, halogenierte Fluorkohlenwasserstoffe, Fluorkohlen-
wasserstoff und Schwefelhexafluorid kénnen in CO,-Aquivalente umgerechnet und erfasst werden. Im Folgenden werden sie nicht separat erdrtert.

2 Siehe etwa die Presserklarung der EU-Kommission vom 4. Marz 2020 (https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/document/print/en/

ip 20 335/IP 20 335 EN.pdf), ihre Mitteilung vom 17. September 2020 (https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC056

2&from=EN).

3 Schlussfolgerungen der Ratssitzung vom 11./12. Dezember (https://www.consilium.europa.eu/media/47346/1011-12-20-euco-conclusions-de.pdf).

4 Mitteilung der EU-Kommission vom 17. September 2020. Ganz dhnlich Absatz 18 in der EntschlieBung des EU-Parlamentes vom 26. November 2020
(https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2020-0337 DE.pdf).

5 Inder Folge ist unter ,Inland“ die Europaische Union gemeint, bzw. die Mitglieder eines Klimaclubs, und unter ,Ausland“ das Aggregat der restlichen Lander.


https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/document/print/en/ip_20_335/IP_20_335_EN.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/document/print/en/ip_20_335/IP_20_335_EN.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020DC0562&from=EN
https://www.consilium.europa.eu/media/47346/1011-12-20-euco-conclusions-de.pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2020-0337_DE.pdf
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Schon in fritheren Gutachten hat der Beirat die Not-
wendigkeit internationaler Kooperation betont.6
Solange es an technologischen Durchbriichen fehlt,
die den Einsatz fossiler Brennstoffe unwirtschaft-
lich machen, muss ein hinreichend grofer Kreis von
Landern kooperieren, um den Klimawandel aufzu-
halten. Kooperation wird dadurch erschwert, dass
das Klima ein globales 6ffentliches Gut ist. Da die
Reduktion von CO,-Emissionen Kosten im Inland
verursacht, wihrend der Nutzen sich tiber die ganze
Welt verteilt, haben einzelne Lander unzureichende
Anreize zur Vermeidung von CO,-Emissionen, und
zwar umso mehr, je mehr andere Lander in Vorleis-
tung gehen. Daher ist es von grofiter Wichtigkeit,
gleichwohl eine immense Herausforderung, hin-
reichend viele Lander in eine Politik der ambitionier-
ten Emissionsminderung einzubinden.

William Nordhaus, der fiir seine Forschung zur Oko-
nomie des Klimawandels 2018 mit dem Nobelpreis
ausgezeichnet wurde, hat in diesem Zusammenhang
vorgeschlagen, dass eine Koalition der wichtigsten
Lander, die am meisten zum CO,-Ausstof beitragen
und dhnlich stark vom Klimawandel betroffen sind,
sich auf ein gemeinsames Vorgehen einigt und einen
einheitlichen CO,-Preis einfithrt.” Dieser ,Klimaclub®
kénne Lander, die keine eigenen Anstrengungen zur
Emissionsreduktion vornehmen, mit der Erhebung
eines Zolls auf ihre Exporte in den Klimaclub sank-
tionieren und so die internationale Koalition koope-
rationswilliger Lander stabilisieren und vergrofRern.
Der Nordhaus-Vorschlag eines solchen Zolls unter-
scheidet sich in Ausgestaltung und Intention von
einem CO,-Preisausgleichssystem, weil er nicht durch
Einbeziehung des CO,-Gehalts der Importe einen
Ausgleich herbeifithren und Leakage verringern,
sondern Zolle als Strafmafinahme bei Nichtkoope-
ration einsetzen will. Die Einfiihrung eines solchen

Strafzolls ist nicht Gegenstand dieses Gutachtens,
weil sie nach geltendem WTO-Recht unzulissig
wire und zu massiven handelspolitischen Konflik-
ten fithren konnte. Stattdessen schligt der Beirat
ein CO,-Preisausgleichssystem vor, das Leakage
verringert und eine konstruktive Rolle fiir die Sta-
bilisierung eines Klimaclubs spielen kdnnte.

Aktuell ist die Gemeinschaft der Staaten weit ent-
fernt von einem globalen Klimaclub. CO,-Preise
haben sich in vielen Teilen der Welt noch nicht als
Instrument der Klimapolitik durchgesetzt. Berech-
nungen der Weltbank zufolge unterliegen aktuell
nur etwa 16,0 % der globalen CO,-Emissionen einer
expliziten Bepreisung; wenn weitere Vorhaben wie
geplant umgesetzt werden (etwa ein nationales
Emissionshandelssystem in China), dann stiege die-
ser Anteil auf 22,3 %. Wo CO,-Preise existieren,
werden diese nicht international koordiniert und
sind unterschiedlich hoch. Daher entstehen Anreize,
die Produktion CO,-intensiver Giiter ins Ausland
zu verlagern und die heimische Nachfrage mit
Importen zu bedienen. Fiir die EU entsteht so die
Gefahr, dass die unilateralen Anstrengungen nicht,
oder nur teilweise, zu einer Verringerung der glo-
balen Emissionen fiihren. Aufferdem wird befiirch-
tet, dass Wertschopfung an das Ausland verloren
geht. Mit einem CO,-Ausgleichssystem soll versucht
werden, die Produktionsverlagerung einzuddmmen
und die Effektivitdt der europiischen Klimapolitik
zu verbessern.

Europa ist allerdings nicht die einzige Region, die
aktuell ihre Klimaziele verschirft und etwaige
Produktionsverlagerungen mit entsprechenden
Mafdnahmen verhindern will. In den USA will der
neue Prisident dhnlich wie die EU bis 2050 Klima-
neutralitit erreichen, wobei unter anderem ein

6  Wissenschaftlicher Beirat beim BMWi, ,Die essenzielle Rolle des CO,-Preises fiir eine effektive Klimapolitik“ (November 2016) und ,,Energiepreise und

effiziente Klimapolitik“ (Juni 2019).
7  Nordhaus (2015).



CO,-Grenzausgleich diskutiert wird.8 Andere grofie
Emittenten wollen ihre Anstrengungen ebenfalls
verstarken, insbesondere China, das angekiindigt
hat, bis 2060 klimaneutral zu werden.?

Der zentrale Vorschlag dieses Gutachtens besteht
daher darin, dass die EU diese Dynamik nutzt, mit
moglichst vielen Partnern, allen voran mit den
USA, einen Klimaclub zu griinden und einen dort
vereinbarten Mindestpreis fir CO,-Emissionen mit
Hilfe eines geeigneten Ausgleichssystems gegen-
tber Drittlindern abzusichern. Im Handel zwischen
Mitgliedslandern des Klimaclubs wiirde sich daher
ein Grenzausgleich ertibrigen. Ein geeignetes Grenz-
ausgleichssystem konnte (i) aufien stehende Linder
dazu bewegen, einem Klimaclub beizutreten: es
wiirde (ii) dazu beitragen, den gemeinsamen Wirt-
schaftsraum (= den Klimaclub) vor Leakage zu schiit-
zen, und es wiirde (iii) das Risiko der Retorsion durch
wichtige Handelspartner reduzieren, weil diese von
vornherein eingebunden sind. Damit aber ein so
konstruierter Klimaclub Anreize fiir eine moglichst
breite Kooperationsbereitschaft setzt, ist es hilfreich,
wenn der Ausgleichsmechanismus im Ausland als
storende Mafdnahme angesehen wird, deren Ver-
meidung erstrebenswert ist. Dies spricht fiir einen
Grenzausgleich und gegen eine Verbrauchsabgabe.

Das vorliegende Gutachten geht wie folgt vor:
Abschnitt II erortert, unter welchen Umstanden
Leakage ein ernsthaftes Problem ist. Dabei ist es
zentral, zwischen direktem und indirektem Leakage
zu unterscheiden. Das dritte Kapitel diskutiert, wel-
che Ziele mit einem Ausgleichssystem verfolgt wer-
den sollten und in welchem Ausmaf} diese realisti-
scherweise erreicht werden kénnen. Im vierten Teil
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wird gezeigt, dass selbst ein idealtypischer Aus-
gleichsmechanismus das Problem nur teilweise
l6sen kann, weil er das indirekte Leakage nicht ver-
hindert. Der fiinfte Abschnitt vergleicht die beiden
gegenwartig hervorgehoben diskutierten Modelle -
Grenzausgleichssystem und Verbrauchsabgabe. Der
sechste Teil schlief}lich macht den Vorschlag eines
mit einem Grenzausgleichsmechanismus bewehr-
ten Klimaclubs.

Der Beirat kommt zu folgenden Empfehlungen:

1. Die EU sollte den Amtsantritt des neuen ameri-
kanischen Prasidenten nutzen, um gemeinsam
mit den USA und anderen wichtigen Handels-
partnern einen Klimaclub mit einem CO,-Min-
destpreis zu griinden. Innerhalb dieses Clubs
kann auf einen CO,-Preisausgleich verzichtet
werden. Gegentiber Drittstaaten sollte der Klima-
club einen gemeinsamen CO,-Grenzausgleich
einfiihren. Dadurch werden Anreize zur Koope-
ration und zum Beitritt in den Klimaclub ge-
geben.

2. Die Einfihrung eines unilateralen CO,-Preis-
ausgleichssystems durch die EU sieht der Beirat
skeptisch. Ein solches System wére mit hohen
politischen Kosten und Risiken verbunden, ohne
einen wirksamen Beitrag zum Klimaschutz zu
leisten. Wirksamer Klimaschutz ist nur durch
multilaterale Kooperation moglich. Die politische
Situation in den USA erdffnet ein enges Zeit-
fenster von zwei Jahren, in denen die EU und
die USA gemeinsam aktiv werden sollten, um
sich im Gespriach mit den wichtigsten Handels-
partnern und der Welthandelsorganisation (WTO)

8 Siehe dazu die Ausfiihrungen im Wahlprogramm des jetzigen US-Prasidenten Joe Biden: https://joebiden.com/climate-plan. Das Programm lasst offen,
ob die USA einen nationalen CO,-Preis einfiihren. Dazu gab es in der Vergangenheit immer wieder Gesetzesinitiativen, die allesamt einen CO,-Ausgleichs-
mechanismus vorsahen. Gesetzesvorschlage in den USA, die eine CO,-Bepreisung einfiihren wollten, enthielten regelmaRig auch einen CO,-Grenzausgleichs-
mechanismus, so z.B. Section 768 der Waxman-Markey-Bill (American Clean Energy and Security Act) aus dem Jahr 2009 oder der Energy Innovation and

Carbon Dividend Act von 2019.

9 Siehe dazu einschlagige Presseberichte, z.B. https://www.theguardian.com/environment/2020/sep/27/china-carbon-pledge-put-energy-system-reverse-

wind-solar.


https://joebiden.com/climate-plan
https://www.theguardian.com/environment/2020/sep/27/china-carbon-pledge-put-energy-system-reverse-wind-solar
https://www.theguardian.com/environment/2020/sep/27/china-carbon-pledge-put-energy-system-reverse-wind-solar
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auf einheitliche Grundsitze fiir eine multilate-
rale Losung zu einigen. Es herrscht zwar Zeitdruck,
aber die freie Zuteilung von Zertifikaten, die fiir
einen gewissen Schutz gegen Leakage in den am
stiarksten betroffenen Sektoren sorgt, wird nur
graduell bis 2030 abgeschafft, sodass es keinen
Grund fir die Gberstiirzte Einfiihrung eines uni-
lateralen Grenzausgleichs gibt.

Der Beirat spricht sich gegen die Einfiihrung
einer Verbrauchsabgabe fiir einzelne Giiter aus.
Diese liefe sich zwar relativ schnell einfiihren
und verspricht kurzfristig zusitzliche Einnahmen

fir die EU oder die Mitgliedsstaaten. Sie eignet
sich aber nicht zur Férderung der Kooperations-
bereitschaft anderer Linder oder als externe
Absicherung eines Klimaclubs. Die Verbrauchs-
abgabe wire ein zusitzliches Instrument, das
konzeptionell im Widerspruch zum EU-ETS steht,
weil es am heimischen Verbrauch (CO,-Fuf3ab-
druck) und nicht an der Produktion (territoriale
Emissionen) ansetzt, auf die sich alle internatio-
nalen Vereinbarungen beziehen. Dadurch wiirde
die Komplexitit der heimischen Klimapolitik
deutlich erhoht.
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8 II. HEIMISCHE CO,-EMISSIONEN, INTERNATIONALER HANDEL UND DAS LEAKAGE-PROBLEM

I1.1 Zwei Arten von Leakage

Leakage bezeichnet die Verlagerung von CO,-Emis-
sionen ins Ausland, die entsteht, wenn nur ein Land
oder eine beschriankte Gruppe von Landern eine
CO,-Bepreisung oder andere regulatorische Eingriffe
mit dem Ziel der Reduktion von CO,-Emissionen
im Inland einfiihrt.

In der Diskussion um den CO,-Preisausgleich steht
das ,direkte” Leakage im Vordergrund. Direktes
Leakage beschreibt die Verlagerung der Produktion
von CO,-intensiven Giitern ins Ausland aufgrund
einer Verdnderung der relativen Preise. Die unilate-
rale Bepreisung von CO,-Emissionen fiihrt zur
Veranderung der relativen Kosten und mithin der
Preise von Giitern und Dienstleistungen. Dies hat
Einfluss auf die Struktur des internationalen Han-
dels, weil Lander mit unilateralen CO,-Preisen vor-
her potenziell existierende komparative Vorteile

in der Produktion CO,-intensiver Giiter einbiif}en
und bei anderen Giitern aufbauen. In Lindern ohne
CO,-Preise geschieht das Gegenteil. Dieser Mecha-
nismus wird durch die internationale Mobilitit von
Unternehmen verstirkt. Er fihrt dazu, dass die
Produktion von CO,-intensiven Glitern und somit
die CO,-Emissionen im Inland zurtckgehen, die
Verlagerung von Produktion in das Ausland dort
aber die Emissionen in die Hohe treibt.10 Die direkte
Leakage-Rate, also der Teil der Emissionsreduktion
im Inland, der nicht eingespart, sondern ins Ausland
verlagert wird, ist umso hoher, je grofRer die Unter-
schiede in den CO,-Preisen der Lander sind, je hoher
die CO,-Intensitdt der Produktion ist, je grofier

das Ausland relativ zum Inland ist, je geringer die

Handelskosten (Zo6lle, Transportkosten etc.) und
je preiselastischer die Nachfrage und das Angebot
sind. Es ist klar, dass sich deshalb unterschiedliche
Wirtschaftszweige hinsichtlich der Gefahr von
Leakage unterscheiden.

Neben dem direkten gibt es ,indirektes“ Leakage,
das durch die Veranderung der Rohstoffpreise
induziert wird. Wenn ein einzelnes, hinreichend
grofles Land (das ,Inland”) beschlief3t, aus der Ver-
brennung fossiler Rohstoffe auszusteigen, dann
reduziert die Absenkung der Nachfrage nach Gas,
Erdoél oder Kohle die Weltmarktpreise nach diesen
Rohstoffen. Dies macht ihren Einsatz zur Energie-
gewinnung in Landern, die keine Klimapolitik
betreiben, attraktiver. Sie fragen bei den verringer-
ten Preisen mehr fossile Brennstoffe nach. Ein Teil
der im Inland eingesparten Emissionen wird somit
durch hohere Emissionen im Ausland kompensiert.
Bei einer gegebenen Menge eingesparter Emissio-
nen ist indirektes Leakage umso grofier, je kleiner
das Inland relativ zum Ausland ist, je hoher die
Preiselastizitdt der Nachfrage nach fossilen Brenn-
stoffen ist, und je kleiner die Preiselastizitit des
Angebots an solchen Rohstoffen ausfillt. Indirektes
Leakage trite selbst dann auf, wenn aufler fossilen
Brennstoffen keine weiteren Giiter international
gehandelt wiirden.!! Ein CO,-Preisausgleich kann
nur das Problem des direkten Leakage, nicht aber
das des indirekten Leakage adressieren. Letzteres
kann nur durch globale Klimapolitik bekdmpft
werden, beispielsweise durch ein lindertibergreifen-
des Emissionshandels-System oder international
koordinierte CO,-Preise.

10 Direktes Leakage ist eine Variante des so genannten ,pollution haven“-Effekts, durch den Lander mit laxen Umweltgesetzen einen komparativen Vorteil

in verschmutzungsintensiven Giitern erlangen (Levinson und Taylor, 2008).

11 Inihrer Studie fir das Bundesumweltamt verstehen Gorlach et al. (2020, S. 9) unter indirektem Carbon-Leakage-Risiko das Phanomen, dass Klimapolitik
die Vorprodukte von im internationalen Wettbewerb stehenden Industrieunternehmen verteuert. Dies subsumieren wir (und die einschléagige Simulations-

literatur) unter direktes Leakage.
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I1.2 Giterhandel, territoriale CO,-
Emissionen und der CO,-FuRRabdruck

Ob Liander Nettoimporteure oder -exporteure von
CO,-intensiven Gltern sind, hdangt nicht nur davon
ab, wie hoch die jeweiligen CO,-Preise sind. Lainder
mit komparativem Vorteil in industriellen Sektoren
produzieren eher CO,-intensiv als Lander, deren
komparativer Vorteil im Dienstleistungsbereich liegt.
Auflerdem hingt es sehr stark von den eingesetzten
Technologien ab, wie CO,-intensiv produziert wird.
Es ist wichtig zu unterscheiden, ob die Handels-
struktur von unterschiedlichen CO,-Preisen getrie-
ben wird oder von den ,nattirlichen“ Determinan-
ten wie zum Beispiel der relativen Ausstattung mit
Humankapital oder physischem Kapital und Boden
oder den technologischen Méglichkeiten. Aus 6ko-
nomischer Sicht ist Ersteres problematisch, weil die
effiziente Allokation verzerrt wird, Letzteres nicht.

Die Bedeutung des internationalen Handels wird
am besten veranschaulicht, wenn man die territo-
rialen CO,-Emissionen mit dem CO,-Fufiabdruck
eines Landes oder einer Region vergleicht. Der
CO,-Fuf3abdruck misst die CO,-Emissionen, die
durch den heimischen Verbrauch verursacht wer-
den. Territoriale Emissionen sind definiert als die
Summe aller CO,-Emissionen, die bei der Herstel-
lung von Waren und Dienstleistungen in einem
bestimmten Jahr innerhalb der Grenzen eines Lan-
des oder eines Wirtschaftsraums entstehen.12 Der
internationale Handel treibt einen Keil zwischen

die beiden Mafe, weil sich die fiir die Erzeugung
von Glitern und Dienstleistungen erforderlichen
CO,-Mengen von jenen unterscheiden kénnen, die
sich hinter den konsumierten Mengen verbergen.
Abbildung 1 zeigt, dass die territorialen CO,-Emis-
sionen der EU und Deutschlands von 1990 bis 2018
um 23 % bzw. 28 % zurilickgegangen sind.13

Die Abbildungen zeigen auch den CO,-Fufiabdruck
der EU und Deutschlands, der oft auch als implizi-
ter CO,-Konsum bezeichnet wird.1# Die CO,-Fuf3-
abdriicke der EU und Deutschlands sind jeweils
hoher als die territorialen Emissionen. Dies bedeu-
tet, dass die EU und Deutschland sog. ,,Nettoimpor-
teure“ von CO, sind, d.h. Importe in die EU sind mit
hoéheren CO,-Emissionen im Ausland verbunden
als die CO,-Emissionen, die in der EU bei der Pro-
duktion von Exporten fiir das Ausland entstanden
sind. Weil kein CO, importiert wird, sondern Giiter,
bei deren Produktion CO, entstanden ist, ist von
virtuellem CO,-Handel die Rede. Der Fuffabdruck
ist von 1990 bis 2017 in der EU um 17 % gesunken.
Damit ist die Verringerung des Kohlenstoff-Fuf3-
abdrucks um 6 Prozentpunkte niedriger als die Ver-
ringerung der territorialen Emissionen. In Deutsch-
land ist der FuRabdruck um 24 % gesunken, was um
4 Prozentpunkte unter der Verdnderungsrate fiir
territoriale Emissionen liegt. Ein erheblicher Teil
der territorialen Emissionen, die in der EU und in
Deutschland verringert wurden, ist also nicht ein-
gespart, sondern ins Ausland verlagert worden.

12  Die offizielle internationale CO,-Bilanzierung basiert auf diesem Konzept. Die in internationalen Vereinbarungen vereinbarten Reduktionsziele beziehen
sich ebenfalls auf dieses MaR. AuRerdem beziehen sich alle Systeme der CO,-Bepreisung bisher auf das territoriale Konzept.

13 Man beachte, dass aufgrund unterschiedlicher Methoden die vom Global Carbon Project (2019) veréffentlichten Daten leicht von den offiziellen EU-Daten
(wie sie z.B. von Eurostat oder der Europédischen Umweltagentur berichtet werden) abweichen; siehe Friedlingstein et al. (2019).

14  Die Schitzung des CO,-FuRabdrucks erfordert die Verfolgung des Kohlenstoffgehalts von Waren und Dienstleistungen, die im Ausland hergestellt und im
Inland absorbiert wurden, des Kohlenstoffgehalts von Waren und Dienstleistungen, die im Inland fir die Absorption im Inland hergestellt wurden, und
des Kohlenstoffgehalts von Waren und Dienstleistungen, die im Inland fiir die Absorption im Ausland hergestellt wurden. Die Schatzung erfordert also
die Kenntnis der direkten und indirekten Emissionen, die mit der Produktion von Waren und Dienstleistungen verbunden sind, sowohl im In- als auch im
Ausland. Da Vorleistungen haufig aus dem Ausland importiert werden und diese Vorleistungen weitere Vorleistungen aus anderen Ldndern enthalten
koénnen, wird bei der Schdtzung des CO,-FuRabdrucks eine weltweite Input-Output-Tabelle fiir jedes Jahr verwendet, um globale Produktionsnetzwerke
zu erfassen. Siehe Peters et al. (2011) oder Aichele und Felbermayr (2012) fiir Details zur genauen Methodik.
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unterschiedliche Skalierung der Ordinaten. Siehe Felbermayr und Peterson (2020).

Abbildung 1: Schatzungen der territorialen CO,-Emissionen, des CO,-FuRabdrucks und der
CO,-Importe der Europdischen Union und Deutschlands in Millionen Tonnen
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Quelle: Global Carbon Project (2019), eigene Berechnungen und Darstellung. Gezeigt werden CO,-Aquivalente, die auch Methan und andere Treibhausgase erfassen.
Die EU ist uber 28 Mitglieder definiert (Stand: 2018). Die vertikalen Linien zeigen den Beginn des EU-Emissionshandelssystems (ETS) im Jahr 2005 an. Man beachte die
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Das wird an der Entwicklung der Nettoimporte von
CO,-Emissionen deutlich, also an der Differenz
zwischen Fufiabdruck und territorialen Emissionen
(Abbildung 1). Sie sind zwischen 1990 und 2018 in
der EU um 31% von 546 Megatonnen auf 712 Mega-
tonnen gestiegen und in Deutschland um 11% von
108 auf 120 Megatonnen. Bis etwa 2006, also kurz
nach der Einfithrung des europidischen Emissions-
handels (EU-ETS), sind die CO,-Nettoimporte deut-
lich angestiegen, danach wieder etwas gefallen.
Sowohl Deutschland als auch die EU (seit 2013) sind
Nettoexporteure von Giitern und Dienstleistungen,
was bei international identischen sektoralen Emis-
sionsintensititen eigentlich dazu fithren wiirde, dass
sie auch Nettoexporteure von CO, wiaren. Dass sie
das in der Realitit nicht sind, weist auf erhebliche
internationale Unterschiede in der Struktur kom-
parativer Vorteile und in der Regulierung hin.

Im Jahr 2018 war die EU mit 712 Megatonnen der
weltweit grofite Nettoimporteur von CO,-Emissio-
nen. Die territorialen Emissionen der EU machten
2018 etwa 9,8 % der globalen Emissionen aus, wih-
rend der CO,-Fuflabdruck auf 11,8 % der globalen
Emissionen kam. Die Nettoeinfuhren der EU be-
trugen daher circa 2,0 % der globalen Emissionen.

I1.3 Wie relevant ist Leakage?

Wie stark wiirden die CO,-Nettoimporte auf eine
Erhéhung des CO,-Preises in Europa reagieren?

In der existierenden Literatur wird die Gefahr von
Leakage einerseits mit Simulationsstudien und
andererseits mit 6konometrischen Untersuchun-
gen analysiert. Erstere berechnen typischerweise
die Wirkung hypothetischer Zukunftsszenarien,
Letztere schitzen die Effekte von Leakage in histo-
rischen Daten ab.
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Die Simulationsstudien berichten sehr unterschied-
liche Leakage-Raten. Die Leakage-Rate beschreibt
den Anteil der im Inland eingesparten Emissionen,
der ins Ausland verlagert wird. Die geschitzten
Raten hdngen von den unterstellten CO,-Preispfaden,
den Details der verwendeten Modelle und ihren
Parametrisierungen ab. Wird eine gesamtwirtschaft-
liche Sicht gewéhlt, die indirektes Leakage bertick-
sichtigt, sind Leakage-Raten zwischen 5% und 30 %
nicht untypisch.1> Das bedeutet, dass eine Einspa-
rung einer Tonne CO, in der EU im ungiinstigsten
Fall nur zu einer Verminderung der globalen Emis-
sionen von 700 kg fithrt, weil anderswo 300 kg CO,
zusatzlich emittiert werden. Innerhalb einzelner
Industrien konnen deutlich hohere Leakage-Raten
auftreten, vor allem wenn eine CO,-intensive Indus-
trie mit niedrigen Handelskosten betrachtet wird.1¢
Die Studien lassen zwar tiblicherweise eine gewisse
Substituierbarkeit von CO,-intensiver Energie durch
Kapital zu, nicht aber, dass CO,-Bepreisung zum
Einsatz ganz neuer Technologien fiihrt. Dies bedeu-
tet, dass die Modelle das Ausmaf des Leakage und
den absoluten Wert von Wohlfahrtseffekten tiber-
schitzen konnen; siehe Gerlagh und Kuik (2014).
Die Simulationsstudien kommen aufierdem typi-
scherweise zu dem Ergebnis, dass direktes Leakage
deutlich weniger stark ausgepragt ist als indirektes
Leakage.

Die 6konometrische Literatur findet in der Regel
deutlich kleinere Leakage-Effekte als die Simulati-
onsstudien. Ein Literaturstrang befasst sich mit
dem europdischen Emissionshandelssystem und
findet typischerweise keine Evidenz fiir Verlage-
rungseffekte. Das ist jedoch nicht tiberraschend:
Erstens waren die CO,-Preise in Europa tiber lange
Zeitraume hinweg sehr niedrig; zweitens erhalten
gerade die handels- und emissionsintensiven Sek-
toren eine kostenlose Zuteilung von Emissionszer-
tifikaten (und in Deutschland eine Befreiung von
der EEG-Umlage sowie eine Strompreiskompensa-
tion), die die Verlagerungsanreize reduziert oder
sogar iberkompensiert haben.1” Dies wird haufig
mit der Bemerkung kommentiert, dass die bisheri-
gen Mafdnahmen zur Abwehr von Leakage erfolg-
reich waren. Ein zweiter Literaturstrang betrachtet
nicht nur CO,-Preise, sondern die Gesamtheit aller
kostentreibenden klimapolitischen Mafinahmen
(wie Regulierung). Solche Studien finden deutlich
starkere Evidenz fiir Verlagerungseffekte.18 Belast-
bare 6konometrische Studien zum indirekten
Leakage existieren nach unserem Kenntnisstand
bisher nicht.

15 Die Meta-Analyse von Branger und Quirion (2013) analysiert 25 Studien mit insgesamt 310 Schatzungen der Leakage-Raten. Die geschatzten Leakage-
Raten liegen ohne GrenzausgleichsmaRnahmen typischerweise zwischen 5% und 25 % (Mittelwert 14 %). Mit GrenzausgleichsmaRnahmen reduzieren sich
die Leakage-Raten auf -5% bis +15% (durchschnittlich 6 %). Die neuere Meta-Studie von Bohringer et al. (2018) findet, dass die durchschnittlichen
Leakage-Raten vergleichbarer klimapolitischer Regelungen zwischen 10 und 30 Prozent liegen.

16 Dazu gehéren beispielsweise die Zement-, Klinker-, Stahl-, Aluminium-, Olraffinerie- und Elektrizititssektoren. Partnership for Market Readiness (2015)
bietet einen wertvollen Uberblick iiber Sektorstudien. Diese finden hiufig Leakage-Raten, die bei oder sogar iiber 100 % liegen.

17 Sato und Dechezleprétre (2015) berichten, dass die durch das EU-ETS auferlegten Kosten fiir 95% der europaischen Fertigungssektoren unter 0,65 % der
Materialkosten liegen. Selbst in CO,-intensiven Sektoren gibt es kaum Evidenz fiir Leakage. Branger, Chevallier und Quirion (2017) untersuchen die
Effekte des EU-ETS auf den Zement- und Stahlsektor und finden keine Belege fiir Leakage.

18 Aichele und Felbermayr (2012) finden, dass die Umsetzung von Kyoto-Verpflichtungen in einem groRen Panel von Landern zu einer Reduktion der terri-
torialen CO,-Emissionen um etwa 7 % gefiihrt hat, nicht aber zu einer Verkleinerung des CO,-FuRabdruckes. Dieser Befund ist kompatibel mit einer
Leakage-Rate von 100 %, dhnlich dazu Grunewald und Martinez-Zarzoso (2016). Aichele und Felbermayr (2015) betrachten den CO,-Gehalt der sektora-
len bilateralen Handelsstrome und stellen fest, dass die verbindlichen Verpflichtungen im Rahmen des Kyoto-Protokolls dazu gefiihrt haben, dass die
impliziten Kohlenstoffimporte der Lander mit Emissionszielen aus Landern ohne Emissionsziele um etwa 8 % und die Emissionsintensitat ihrer Importe
um etwa 3 % gestiegen sind. Der erste Effekt ist groRer als der zweite, weil er auch die gestiegenen Mengen der emissionsintensiv produzierten Giter
erfasst, wahrend der zweite Effekt misst, wie viel ,schmutziger” diese produziert wurden als vor Kyoto.
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Die existierenden Studien weisen einige Probleme
auf. Erstens stiitzen sie sich auf lineare (logarithmi-
sche) Naherungen und Extrapolationen: Vorhersa-
gen auf Basis der Schiatzungen, z.B. tiber die Aus-
wirkungen von Politiken, die viel strenger sind als
die in historischen Daten evaluierten, sind daher
problematisch. Insbesondere bei fixen Verlage-
rungskosten nehmen die Anreize fiir Produktions-
verlagerungen mit der Stringenz der politischen
Mafdnahmen tberproportional zu.19 Zweitens ziehen
die Studien Riickschliisse aus dem differenziellen
Verhalten von Sektoren, Regionen oder Industrie-
anlagen. Effekte, die alle Beobachtungseinheiten
gleichermafien betreffen, konnen typischerweise
okonometrisch nicht identifiziert werden. Drittens
beriicksichtigen diese Studien nicht, dass Erwar-
tungen Uber den zukiinftigen CO,-Preispfad Verla-
gerungsentscheidungen beeinflussen.

Dennoch ldsst sich zusammenfassend sagen: Ers-
tens stellt direktes Leakage derzeit ein noch gerin-
ges, aber ernst zu nehmendes Problem dar, das sehr

II. HEIMISCHE CO,-EMISSIONEN, INTERNATIONALER HANDEL UND DAS LEAKAGE-PROBLEM

wahrscheinlich mit zunehmenden Unterschieden
in den internationalen CO,-Preisen weitaus rele-
vanter werden wird. Falls die neuen CO,-Emissions-
reduktionsziele der EU iiber h6here CO,-Preise
erreicht werden sollen, ist davon auszugehen, dass
der Preis pro Tonne CO, schon bis 2030 auf zwischen
72 und 182 Euro pro Tonne steigen wird.2? Dies sind
Preise, die um den Faktor 2 bis 7 tiber den aktuellen
Preisen im europidischen Emissionshandelssystem
liegen und bei denen mit erheblichen Leakage-
Effekten, vor allem in den besonders handelsinten-
siven EU-ETS-Sektoren, zu rechnen wire. Werden
andere Instrumente eingesetzt, sind geringere CO,-
Preise zur Zielerreichung moglich. Dies fiihrt aber
typischerweise zu substanziell hdheren gesamt-
wirtschaftlichen Kosten der Zielerreichung und
kann je nach Wahl des Instruments ebenfalls zu
Leakage fiihren. Zweitens ist indirektes Leakage
uber die globalen Rohstoffmarkte fiir die Effektivi-
tat der europdischen Klimapolitik vermutlich min-
destens genauso wichtig wie direktes Leakage tiber
die Gutermarkte.

19 Die moderne AuRenhandelsforschung hat schliissig nachgewiesen, dass fixe Kosten bei Verlagerungsentscheidungen eine sehr groRe Rolle spielen

(z.B. Bernard et al., 2012).
20 Edenhofer et al. (2019). Die Zahlen geben das 95 %-Konfidenzintervall an.
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In Politik und Offentlichkeit werden derzeit ver-
schiedene Mafinahmen diskutiert, welche die
Nachteile einer unilateralen europaischen Klima-
politik vermindern sollen: (1) eine CO,-Verbrauchs-
abgabe bei gleichzeitiger Beibehaltung einer freien
Zuteilung von Emissionsrechten, (2) die Einbezie-
hung von Importen in das Emissionshandelssys-
tem der EU, (3) ein Strafzoll im Rahmen eines Kli-
maclubs (Nordhaus, 2015), der Anreize fir eine
CO,-Bepreisung im Ausland setzen soll, sich aber
nicht am CO,-Gehalt der Importe orientiert.

In der Folge werden die Instrumente (1) und (2) ndher
betrachtet. Mit ihnen werden von unterschiedlichen
Akteuren, Beobachtern und Interessengruppen
verschiedene Ziele verbunden:

i. Verbesserung der Effektivitdt der eigenen
unilateralen Klimapolitik;

ii. Verbesserung der Effizienz der Klimapolitik im
wohlfahrtsokonomischen Sinne einer effizien-
teren Ressourcenallokation;

iii. Wettbewerbsneutralitdt, also die Vermeidung
von Wettbewerbsnachteilen fiir heimische Pro-
duzenten, die ohne Ausgleichsmechanismen
aufgrund unterschiedlich hoher CO,-Preise
entstiinden;

iv. Erzielung von Einnahmen fiir die National-
staaten oder die EU.

Diese Ziele sind defensiver Natur; sie haben das An-
liegen, die Wirksamkeit der eigenen Klimapolitik
zu bewahren und die Abwanderung von Wert-
schopfung zu verhindern. Sie richten sich aber nicht
auf die Reduzierung der globalen Treibhausgas-
emissionen. Letztere konnen nur durch globale
Klimapolitik wirksam reduziert werden. Daher ist
ein weiteres Ziel von hervorragender Bedeutung:

v. Verbesserung der Kooperationsbereitschaft
anderer Lander zur Bildung eines Klimaclubs.

Die Ziele (i) bis (iv) werden haufig genannt, wihrend
Ziel (v) oft unterschlagen wird, obwohl es von ent-
scheidender Wichtigkeit fiir die Einddmmung des
Klimawandels ist.

Auflerdem sind die folgenden Nebenbedingungen
flir einen Ausgleichsmechanismus zu beachten:

(a) Der Mechanismus muss administrativ und
politisch umsetzbar sein. Dies bedeutet insbe-
sondere, dass die Bemessungsgrundlage fiir die
CO,-Bepreisung moglichst objektiv und zweifels-
frei feststellbar sein muss. Der Mechanismus
soll transparent und berechenbar sein und in
der Implementierung weder in der 6ffentlichen
Verwaltung noch in den Unternehmen zu hohen
Biirokratiekosten fithren. Er soll moglichst wenig
Lobbying induzieren und nicht betrugsanfillig
sein. Schlieflich sind politokonomische Aspekte
mitzudenken. Letztlich muss ein Mechanismus
in der EU mehrheitsfdhig sein; sollte er starke
und unerwiinschte Verteilungseffekte hervor-
rufen oder den Anschein davon erwecken, wiirde
das die politische Umsetzbarkeit gefidhrden.

(b) Er soll mit geltendem WTO-Recht konsistent
sein. Geméaf! Pauwelyn und Kleimann (2020)
und Lamy et al. (2020) kann dies auf zwei Arten
hergestellt werden. (1) Der Ausgleichsmechanis-
mus ist zuldssig, wenn er mit den zentralen
WTO-rechtlichen Diskriminierungsverboten -
der Meistbegiinstigung (GATT Art. I) und der
Inlinderbehandlung (GATT Art. ITI) - konsistent
ist. Art. Il enthélt die Bedingungen, unter
denen Ausgleichsmafinahmen erlaubt sind, die
auf Importe angewandt werden; das Uberein-
kommen {iber Subventionen und Ausgleichs-
mafinahmen regelt Ausgleichsmafinahmen, die
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auf Exporte angewandt werden. Beispielsweise
dirfen indirekte Steuern, wie z.B. die Mehr-
wertsteuer, an der Grenze ausgeglichen werden.
Allerdings darf es keine de facto-Diskriminierung
geben. Das WTO-Recht verlangt, dass ,gleiche®
Produkte auch ,gleich“ behandelt werden.

(2) Selbst wenn die genannten Anforderungen
nicht erfallt sind, kann der Ausgleichsmecha-
nismus mit den umweltpolitischen Ausnahme-
bestimmungen des GATT (Art. XX(b), XX(g))
begriindet werden. Dafiir ist ausschlaggebend,
dass die Ausgleichsmafinahme tatsiachlich die
Effektivitit der Klimaschutzanstrengungen
erhoht. Art. XX rechtfertigt dagegen keine Han-
delsbeschrinkungen, um Wettbewerbsneutrali-
tit zu schaffen. Die Ausnahme von Exporten
aus einer EU-CO,-Bepreisung lasst sich daher
nicht mit Art. XX begriinden, weil sie - fiir sich
genommen - zu einer Erhéhung der CO,-Emis-
sionen fiihrt. Aufferdem muss die Maf3nahme
so wenig diskriminierend wie moglich sein. Ein
Strafzoll gegen Lander, die keine Klimapolitik
betreiben, ist wahrscheinlich nicht WTO-rechts-
konform, weil er gegen Art. II GATT verstofdt
(Pauwelyn und Kleimann, 2020).21

Er soll die Wahrscheinlichkeit handelspoliti-
scher Retorsionsmafinahmen des Auslands
minimieren. Selbst wenn es gelingt, den Aus-
gleichsmechanismus WTO-konform zu gestal-
ten, bleibt die Gefahr, dass Handelspartner auf
dessen Einfiihrung mit Vergeltungsmafnahmen
reagieren. Sowohl die Trump-Administration
als auch China haben in der Vergangenheit
erklart, dass sie auf die Einfithrung eines Grenz-

ausgleichs mit Gegenmafnahmen reagieren
wiirden.2? Die Erfahrungen mit der Bepreisung
von CO,-Emissionen im grenziiberschreitenden
Flugverkehr sind nicht ermutigend (Horn und
Sapir, 2020): Handelspartner wie die USA und
China haben die EU unter Androhung von Sank-
tionen dazu gebracht, auf die Einbeziehung
auflereuropiischer Flugsegmente in das euro-
paische Emissionshandelssystem zu verzichten.
Ein durch die unilaterale Einfiihrung eines
Grenzausgleichsregimes verursachter Handels-
krieg konnte zu erheblichen Wohlfahrtsverlus-
ten fihren, die deutlich grofier sind als die
positiven Auswirkungen eines Grenzausgleichs.
Das heifdt, der Ausgleichsmechanismus sollte so
gestaltet werden, dass er in moglichst vielen
Lindern moglichst gut akzeptiert wird.

(d) Der Ausgleichsmechanismus soll mit den bis-

herigen klimapolitischen Instrumenten der
EU und mit anderen Elementen einer existie-
renden oder zukiinftigen internationalen Kli-
mapolitik konsistent sein. Damit ist gemeint,
dass der Ausgleichsmechanismus die Rahmen-
bedingungen der Europaischen Klimapolitik -
z.B. das EU-ETS oder den bis 2030 geplanten
Ausstieg aus der freien Zuteilung von Zertifika-
ten - sowie die Erfiillung der volkerrechtlichen
Verpflichtungen der EU und ihrer Mitglieds-
staaten nicht in Frage stellen oder gefihrden
soll. AuRerdem soll von vornherein moglichst
gut sichergestellt sein, dass das européische
System mit Systemen im Ausland kompatibel
und kombinierbar ist.

Anpassungen des WTO-Rechtsrahmens sind langfristig natiirlich denkbar und kénnten im Sinne eines erfolgreichen globalen Klimaschutzes erforderlich

sein. Diese Frage geht jedoch Uber das aktuelle Gutachten hinaus.

Siehe z.B. Financial Times, ,US Threatens Retaliation Against EU over Carbon Tax", 26. Januar 2020. Die politischen Rahmenbedingungen dirften sich in

der Zwischenzeit allerdings merklich verbessert haben.
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In der Folge werden denkbare Ausgleichsmechanis-
men vorgestellt und dann entlang der genannten
Ziele und Nebenbedingungen bewertet. Dabei wird
konkret auf die Bedingungen des EU-ETS abge-
stellt; analog gelten die Uberlegungen aber auch
fir andere CO,-Bepreisungssysteme, auf die sich
ein Klimaclub verstindigen konnte. Bevor auf die
konkret diskutierten Modelle eingegangen wird, ist
es zweckmaflig, zunichst den Lehrbuchfall eines
idealtypischen Ausgleichsmechanismus eines

Landes mit einer uniformen CO,-Preispolitik zu
diskutieren, bei dem die Nebenbedingungen (a) bis
(d) zunichst als erfiillt angenommen werden.
Selbst mit Hilfe eines idealtypischen Mechanismus
kann unilaterale Klimapolitik das globale Klima-
problem aber nur teilweise adressieren, weil das
indirekte Leakage verbleibt. Die vollstindige Ver-
meidung des direkten und indirekten Leakage ist
nur in einem globalen Klimaclub erreichbar.
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IV.1 Beschreibung

Ein idealtypischer Ausgleichsmechanismus zur
Verhinderung von direktem Leakage, der mit den
genannten Zielen kompatibel ist, unterwirft den
CO,-Gehalt der Importe der heimischen Bepreisung,
wihrend Exporte ausgenommen werden.?3 Im
Kontext des EU-ETS bedeutet dies, dass die Impor-
teure bei der Einfuhr von Waren Zertifikate fiir die
bei der Produktion emittierten CO,-Emissionen
erwerben missen. Den Exporteuren werden hinge-
gen die bei der Produktion der Exportgiiter erwor-
benen Zertifikate erstattet. Solange es keine allzu
grofien Vorteile der Massenproduktion gibt, stellt
dieser Mechanismus sicher, dass Anbieter aus Lan-
dern ohne CO,-Bepreisung im Inland keinen Wett-
bewerbsvorteil haben.24 Alle verkauften Waren
werden im Inland entsprechend ihrem CO,-Gehalt
bepreist. Der Mechanismus stellt auch auf den Aus-
landsmarkten Wettbewerbsneutralitit her, weil die
Produzenten aus der EU gegeniiber auslandischen
Konkurrenten nicht mit zusatzlichen Kosten belas-
tet werden.2> Hat das Ausland selbst CO,-Preise,
wiirde Wettbewerbsneutralitit hergestellt, wenn
dieses einen entsprechenden Ausgleichsmechanis-
mus verwendet oder wenn der Ausgleichsmecha-
nismus des Inlands nur die Differenz in den CO,-
Preisen abdeckt. In einem solchen System fiithren
unterschiedliche CO,-Preise zwischen den Lindern
nicht zu Anreizen, die Produktion in das Land mit
dem niedrigeren CO,-Preis zu verlagern, um von
dort das Inland zu beliefern. Und Produzenten aus
dem Inland werden im Ausland nicht gegeniiber
den dort ansdssigen Produzenten benachteiligt.
Eine freie Zuteilung von Zertifikaten, wie sie zur-
zeit in der EU in manchen Branchen noch vorgese-
hen ist, wird nicht benétigt.

Das idealtypische Ausgleichssystem ist so konstruiert
wie das Mehrwertsteuersystem, bei dem bekanntlich
ebenfalls die Importe mit dem heimischen Mehr-
wertsteuersatz nachbelastet werden, die Exporte
hingegen freigestellt werden. In beiden Fillen bewirkt
der Ausgleich, dass der Verbrauch und nicht die
Produktion besteuert werden. Dies ist im Kontext
von Leakage wichtig: Die Verbraucher kénnen sich
kaum durch Verlagerung ihres Konsums in andere
Lander der Besteuerung entziehen, wihrend die
Produzenten dies durch Verlagerung der Produktion
konnen. Durch den Ausgleich wird also der (eher)
immobile Verbrauch belastet anstatt die (eher) mobile
Produktion. Standortentscheidungen der Produzen-
ten werden nun nicht mehr von Unterschieden der
CO,-Preise getrieben. Umgekehrt gilt fiir die Ver-
braucher, dass sie mit dem Ausgleichssystem Anreize
erhalten konnten, in Linder mit niedriger (oder
nicht-existenter) CO,-Bepreisung zu ziehen. Die
relativ zum Giterhandel hohen Mobilitatskosten
von Personen und die Erfahrungen mit der Mehr-
wertsteuer legen indes nahe, dass dies kein wichti-
ger Faktor ist.

Die Verlagerung der CO,-Bepreisung weg von der
Produktion (d.h. weg von den territorialen Emissi-
onen) hin zum Verbrauch (d.h. hin zum CO,-Fuf3-
abdruck) fihrt allerdings dazu, dass die Bepreisung
nicht mehr die heimischen Emissionen, sondern
den CO,-Gehalt des heimischen Verbrauchs steuert.
Das kann insofern ein Problem darstellen, als alle
internationalen Abkommen zum Klima- und Um-
weltschutz auf dem Territorialprinzip basieren, also
die Menge der territorialen Emissionen begrenzen.
Ein CO,-Preisausgleich wiirde dazu fiihren, dass die
territorialen Emissionen nicht mehr tiber den CO,-
Preis gesteuert werden kdnnen.

23 Bei der Bestimmung des CO,-Gehaltes werden alle Vorprodukte (wie etwa elektrischer Strom) mit einbezogen.

24  Liegen starke Skalenvorteile in der Produktion vor, existiert die Moglichkeit, dass die Produktion CO,-intensiver Giiter im Ausland konzentriert wird,
wo die Preise fiir solche Giiter aufgrund der Abwesenheit einer CO,-Bepreisung niedriger, die Nachfrage héher, der Absatz groRer und daher auch die

Kostenvorteile durch eine grofRe Produktionsmenge hdher sind.

25 Dies gilt unter der Annahme, dass die Angebots- und Nachfrageelastizititen und die Marktstrukturen im In- und Ausland so sind, dass die Uberwilzung

der Kosten auf die Endverbraucher in gleicher Weise erfolgt.
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Wie der Ausgleich erfolgt, hingt von der Art der
CO,-Bepreisung ab. Wenn diese durch eine Steuer
erfolgt, wird der Steuersatz auf den CO,-Gehalt der
Importe aufgeschlagen (und bei den Exporten
erstattet). Wenn sie durch einen Emissionshandel
implementiert wird, bei dem der CO,-Preis im
Zeitablauf schwankt, miissen die Importeure Emis-
sionsrechte im Umfang des CO,-Gehalts der Importe
kaufen, wihrend fiir Exporte keine Emissionsrechte
erworben werden missen oder die Kosten fiir diese
erstattet werden.

IV.2 Zielerreichung

i. Effektivitdt der EU-Klimapolitik. Unter der (hero-
ischen) Annahme, dass die Bepreisungsgrundlage -
der CO,-Gehalt der Importe und Exporte - exakt
ermittelbar ist, verhindert der idealtypische Grenz-
ausgleichsmechanismus direktes Leakage voll-
stindig. Indirektes Leakage kann er hingegen
nicht verhindern. Weil der CO,-Fuftabdruck der
EU die territorialen Emissionen der EU um fast
ein Fiinftel Gibersteigt, nimmt die Bepreisungs-
grundlage durch den Mechanismus zu: Die euro-
paischen Emissionen betragen 9,8 % der globalen
Emissionen, der Fufdabdruck 11,8 %. Die Reich-
weite der EU-Klimapolitik wird mit der Maf3nah-
me also erhoht. Das idealtypische Ausgleichs-
system gibt den Konsumenten einen Anreiz,
weniger CO,-intensive Giiter zu konsumieren.
Inldndische und auslandische Produzenten, die
bei der Produktion fiir den heimischen Markt
CO,-Emissionen vermeiden (etwa weil sie in
neue CO,-sparende Produktionsverfahren inves-
tieren), stellen sich im Inland besser gegentiiber
inldndischen und auslidndischen Produzenten, die
CO,-intensiv produzieren. Gleichzeitig haben
Unternehmen, die im Inland fiir den Export pro-
duzieren, keine Anreize mehr, CO,-Emissionen
einzusparen, es sei denn, im Ausland existiert
eine ebenso ambitionierte Klimapolitik sowie

1l
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ein Grenzausgleichssystem wie im Inland.
Solange die EU aber ein Nettoimporteur von
CO,-Emissionen (gebunden in Giitern) bleibt
(was langfristig nicht garantiert ist), unterliegt
ein grofRerer Anteil der globalen Emissionen den
Anreizen zur CO,-Reduktion, selbst wenn das
Ausland keine eigene CO,-Bepreisung betreibt.
In dieser Weise dehnt die EU mit dem beschrie-
benen Ausgleichsmechanismus die Bepreisung
in der Summe auf zusitzliche Giiter aus.

Effizienz. Jedes System der CO,-Bepreisung, das
unterschiedliche CO,-Preise in unterschiedlichen
Lindern aufweist, ist im Vergleich zu einem glo-
bal einheitlichen CO,-Preis (mit vergleichbarer
Hohe) ineffizient. Selbst eine mit dem idealtypi-
schen Grenzausgleich abgesicherte unilaterale
Klimapolitik fiihrt zu international unterschied-
lichen CO,-Preisen und kann das indirekte
Leakage nicht verhindern. Die Vermeidung des
indirekten Leakage kann nur durch einen inter-
national einheitlichen CO,-Preis erreicht werden.
Bei immobilen Verbrauchern und gegebener
Klimapolitik der Lander reduziert der idealtypi-
sche Grenzausgleich allerdings die Ineffizienz,
weil die CO,-Bepreisung ausgeweitet und die
Verlagerung von Produktion aufgrund unter-
schiedlicher Besteuerung verhindert wird. Das
gilt allerdings nicht, wenn starke Skalenvorteile
in der Produktion CO,-intensiver Giiter vorliegen.

Wettbewerbsneutralitdt. Der idealtypische
Grenzausgleich stellt zwischen in- und auslan-
dischen Anbietern sowohl auf dem in- als auch
auf dem auslandischen Absatzmarkt Wettbe-
werbsneutralitit bezliglich der Bepreisung von
CO, her. Wettbewerbsverzerrungen und Kosten,
die durch andere klimapolitische Mafnahmen
im In- und Ausland entstehen, wie zum Beispiel
durch den deutschen Kohleausstieg oder durch
Standards in der Produktion, adressiert der Aus-
gleichsmechanismus nicht.
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Einkommensquelle. Der idealtypische Grenzaus-
gleich dehnt die Bemessungsgrundlage der CO,-
Bepreisung in der EU aus, solange der CO,-Gehalt
der Exporte (der von der Bepreisung freigestellt
wird) deutlich kleiner ist als der CO,-Gehalt der
Importe (welcher der Bepreisung unterworfen
wird). Im Jahr 2018, bei einem CO,-Gehalt der
Nettoimporte von 712 Millionen Tonnen CO,,
und einem CO,-Preis von rund 20 Euro, hitte
der Grenzausgleich Einnahmen von circa 14,24
Milliarden Euro generiert. Dies ist eine Ober-
grenze, weil der Grenzausgleich zu einer Reduk-
tion der CO,-Nettoimporte fiihren wiirde. Gleich-
zeitig ist in der Zukunft allerdings mit steigenden
CO,-Preisen zu rechnen, die bereits in 2020 trotz
des Wirtschaftseinbruchs durch die Corona-Pan-
demie bei durchschnittlich rund 25 Euro lagen
und aktuell bei tiber 30 Euro stehen.

Kooperationsbereitschaft anderer Linder.
Besteht die Aussicht, dass das Ausland die eigene
Klimapolitik als Reaktion auf die Einfiihrung
eines Grenzausgleichsystems in der EU verdndert?
Das Ausland kénnte einseitige EU-Mafdnahmen
als extraterritoriale Besteuerung verstehen und
sich in seiner Souverdnitit verletzt fithlen. Dies
konnte die Kooperationsbereitschaft verringern,
bis hin zur Verhdngung von Vergeltungsmaf3-
nahmen. Auferdem ist denkbar, dass ein EU-
Grenzausgleich die Anreize des Auslands schmé-
lert, selbst Klimapolitik zu betreiben. Dies
konnte beispielsweise fiir ein Land der Fall sein,
das zwar nicht mit der EU Handel treibt, aber
durch die Ausdehnung der EU-CO,-Bepreisung
auf den Fuflabdruck Anreize verliert, selbst Kli-
mapolitik zu betreiben, weil durch die stirkeren
Anstrengungen der EU das eigene Titigwerden
weniger dringend erscheint und so das Tritt-
brettfahren attraktiver wird. Dieser Effekt kann
aber quantitativ nicht stark ausfallen; dafir ist
der Zugewinn an Effektivitat der EU-Klimapoli-
tik zu bescheiden. Es ist eher vorstellbar, dass

das Ausland mit der Einfiihrung oder Ausdeh-
nung einer eigenen CO,-Bepreisung reagiert,
weil es nicht mehr moglich ist, die Abwesenheit
ambitionierter CO,-Bepreisung als Standortvor-
teil einzusetzen. Damit wiirde die Effizienz der
globalen Klimapolitik verbessert; je mehr Lin-
der CO,-Preise einfithren, desto weniger wichtig
ist das Problem des indirekten Leakage. Noch
besser gestaltet sich die Situation, wenn die

EU im Handel mit all jenen Landern, die in
einem gemeinsamen Klimaclub mit der EU die
CO,-Bepreisung koordinieren und einen Min-
destpreis einhalten, auf den Grenzausgleich -
sowohl import- als auch exportseitig - verzichtet.
Dies wiirde einen starken Anreiz darstellen,
ebendiesem Klimaclub beizutreten und selbst
einen CO,-Preis einzufithren.

IV.3 Erfillung der Nebenbedingungen

a. Administrative Umsetzbarkeit: Das zentrale

technische Problem bei der Implementierung
eines Ausgleichsmechanismus besteht darin,
dass der CO,-Gehalt eines Gutes nur mit gro-
em Aufwand oder iberhaupt nicht ,,objektiv*
ermittelt werden kann. Auslindische Produzen-
ten missten ihren CO,-Ausstof? durch unab-
hingige Experten zertifizieren lassen. Das ist
teuer und anfillig fiir Betrug und Bestechung.
Selbst wenn eine perfekte Uberwachung der
Produktion moglich wére, gibe es viele Zurech-
nungsprobleme, auf die es keine eindeutige Ant-
wort gibt und die mit den betroffenen Staaten
und Unternehmen ausgehandelt werden miiss-
ten. Wenn z.B. ein Hersteller behauptet, in sei-
ner Produktion nur ,Okostrom® zu verwenden,
sollten ihm dann fiir seinen Strom keine CO,-
Emissionen zugerechnet werden, oder sollte der
Strommix seines Landes unterstellt werden, und
falls Letzteres, sollte der durchschnittliche oder
der marginale Strommix unterstellt werden?
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Wenn es in einem Land einen Emissionsmarkt
mit einem Deckel fiir die Gesamtemissionen
gibt, der CO,-Preis in diesem Land aber niedri-
ger ist als in der EU, sollten einem Produzenten
dieses Landes dann gar keine CO,-Emissionen
zugerechnet werden, weil eine Verlagerung der
Produktion in dieses Land die Gesamtemissionen
nicht erhohen wirde, oder sollte er belastet wer-
den, um seinen CO,-Preisvorteil auszugleichen?
Wenn ein Unternehmen verschiedene Produkti-
onsprozesse verwendet, die zu unterschiedlichen
CO,-Emissionen fiihren, darf es dann die ,,sauber”
produzierten Giiter in die EU ausfithren und die
»schmutzig” produzierten in Linder ohne Grenz-
ausgleich?

Bei jedem Gut aus jedem Land miissen zahlreiche
derartige Fragen verhandelt werden, was einen
hohen biirokratischen Aufwand erfordert und
anfillig fir Lobby- und Rent-Seeking-Aktivititen
sein diirfte. Jede Festsetzung von Kosten, Durch-
schnitten, Ausnahmen etc. schafft Gewinner und
Verlierer in den Mirkten und bei den beteiligten
Lindern. Die Anfilligkeit fiir Konflikte, Protekti-
onismus, Betrug und Lobbying wire mithin hoch.
Aus politékonomischen Griinden wire das
Grenzausgleichsmodell hingegen fir die EU
attraktiv, weil es scheinbar einen ,fairen“ Aus-
gleich zwischen in- und ausldndischen Produ-
zenten herstellt, wobei durch die Bepreisung
von Importen Auslidnder belastet und durch
Ausnahme der Exporte heimische Anbieter ent-
lastet werden, jedenfalls im Vergleich zu einer
Situation ohne Grenzausgleich, aber mit hohe-
rem CO,-Preis in der EU als im Ausland.

. Konformitdt mit geltendem WTO-Recht: Ob
der idealtypische Grenzausgleich WTO-rechts-
konform ist, hdngt sehr stark davon ab, ob der
CO,-Gehalt der Importe (und der Exporte) dis-
kriminierungsfrei und eindeutig feststellbar ist.
Ein Grenzausgleich zur Herstellung von Wettbe-

werbsneutralitit ist rechtskonform, wenn die
CO,-Bepreisung als indirekte Steuer konstruiert
werden kann und wenn ,gleiche“ Produkte auch
,gleich® behandelt werden (GATT Art. III). Pauwe-
lyn und Kleimann (2020) beschreiben, dass das
WTO-Recht eine sehr breite Interpretation indi-
rekter Steuern zuldsst, sodass das EU-ETS oder
eine EU-CO,-Steuer entsprechend klassifiziert
werden konnte. In der Rechtssprechungspraxis
der WTO wird ,,Gleichheit” an Charakteristika der
Produkte und nicht an den Produktionsprozes-
sen festgemacht. Das hiefie, dass etwa chinesischer
Importstahl einer gewissen Sorte nicht anders
behandelt werden darf als Stahl aus der EU, selbst
wenn der chinesische Stahl CO,-intensiver her-
gestellt wurde. Die Autoren zeigen aber Wege auf,
wie dem Vorwurf der Diskriminierung wirksam
begegnet werden kann. Zum Beispiel konnte

auf Importe der durchschnittliche CO,-Preis
europdischer Gliter erhoben und ausldndischen
Anbietern erlaubt werden, etwaige geringere
CO,-Gehalte nachzuweisen. Damit wére der im-
portierte CO,-Gehalt allerdings de facto anders
behandelt als der heimische, was dem Prinzip
des idealtypischen Grenzausgleichs widerspricht.
Oder man stellt die CO,-Bepreisung auf die im-
portierten Emissionen ab und verlangt von den
Importeuren, dass sie in dem Umfang ETS-Zer-
tifikate erwerben, in dem bei der Produktion der
Importe CO,-Emissionen entstanden sind. In
diesem Fall wire nicht die Gleichheit der Behand-
lung der Giiter, sondern die der verwendeten
Inputs (Kohle, 01, Gas) nachzuweisen. Ob der
Zwang zum Erwerb von ETS-Zertifikaten als ,,in-
direkte“ Steuer bezeichnet werden kann, ist aber
umstritten, siehe dazu auch Lamy et al. (2020).

Wenn der Grenzausgleich nicht nach GATT Art. III
gerechtfertigt werden kann, kdnnte er nach den
Ausnahmeregeln des Art. XX dennoch zuldssig
sein. Diese erlauben Beschrankungen des Frei-
handels, wenn eine Mafdnahme notwendig ist,
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um Leben oder Gesundheit von Menschen, Tieren
oder Pflanzen zu schiitzen oder um erschoépfbare
Ressourcen zu bewahren. Die Mafinahme muss
allerdings verhéltnisméafig sein. Auferdem ver-
langt die so genannte Chapeau-Bedingung, dass
jede Verletzung der GATT-Regeln durch ein Ziel
aus Artikel XX begriindet werden muss. Der Kli-
maschutz und die Verhinderung von direktem
Leakage wiren eine solche zulidssige Begriindung.
Die Herstellung von Wettbewerbsneutralitét ist
es ausdriicklich nicht. Das hat weitreichende
Folgen. Zum Beispiel ist es bei nicht-diskriminie-
render Ausgestaltung zwar moglich, Importe mit
einer CO,-Abgabe zu belasten, weil dadurch
direktes Leakage verhindert wird. Es ist aber
nicht moglich, Exporte von der CO,-Bepreisung
zu befreien, denn diese Befreiung dient ,,nur
der Wettbewerbsneutralitit, fiihrt aber zu ten-
denziell hdheren CO,-Emissionen.

Wichtig ist, jeden Anschein von Diskriminierung
gegen ausldndische Produkte zu vermeiden.
Wenn der CO,-Gehalt von Importen pauschaliert
festgelegt wird, diirfen dadurch einzelne Her-
steller oder einzelne Linder, die vielleicht weni-
ger CO, in der Produktion ausstofen, nicht be-
nachteiligt werden. Es wire auch nicht moglich,
ausldandischen Produzenten teure Nachweisver-
fahren aufzubiirden, um den CO,-Gehalt ihrer
Waren zu bestimmen, wenn das bei inlindischen
Produzenten nicht erfolgt, weil es wegen ihrer
Teilnahme am EU-ETS gar nicht notwendig ist.

Retorsionsmafinahmen des Auslands: Ein EU-
ETS mit einem idealtypischen Grenzausgleich,
der den CO,-Gehalt der Giiter, egal ob aus hei-
mischer Produktion oder importiert, gleich be-
handelt, stellt im Vergleich zu einer Situation
ohne ein solches Regime keine Benachteiligung
ausldndischer Handelspartner dar. Retorsions-
maflnahmen wiren demgemafs schwer zu be-
griinden; im Gegenteil wird die unilaterale

Einfiihrung eines CO,-Preises (insbesondere
ohne Ausgleich) die Terms-of-Trade des Inlands
verschlechtern und moglicherweise zu direktem
Leakage von Produktion ins Ausland fiihren.
Allerdings ist es nicht von der Hand zu weisen,
dass die Einfiihrung des Grenzausgleichs in
einer Situation, in der das EU-ETS bereits exis-
tiert, das Ausland schlechterstellt. Die mogliche
Gefahr von Retorsionsmafinahmen hiangt also
davon ab, welches Szenario (gar keine CO,-
Preise oder unilaterale CO,-Bepreisung ohne
Ausgleichsmechanismen) man als Ausgangslage
interpretiert. Um den Anschein der Schlechter-
stellung des Auslands zu vermeiden, konnte die
EU die Einnahmen aus dem Grenzausgleich den
Lieferlindern pauschal zuriickerstatten oder in
einen Klimafonds einzahlen, der klimapolitische
Mafdnahmen in diesen Landern oder auf globaler
Ebene finanziert, ohne dass dadurch die Eigen-
schaften des idealtypischen Grenzausgleichs ge-
fahrdet werden. Das wiirde das Argument ent-
kraften, das eigentliche Ziel des Grenzausgleichs
sei nicht der Klimaschutz, sondern die Generie-
rung von Einnahmen durch die Besteuerung
auslandischer Unternehmen.

. Konsistenz mit heimischer und internationaler

Klimapolitik: Das Grenzausgleichssystem kann
gut in das EU-ETS eingebaut werden. Es ist auch
im Prinzip kompatibel mit Systemen der CO,-
Bepreisung anderer Linder und insbesondere
mit einem Emissionshandelssystem in einem
Klimaclub. Allerdings kénnen die Lander, die den
idealtypischen Grenzausgleich implementieren,
den Emissionshandel nicht mehr nutzen, um
die territorialen Emissionen, die aus der heimi-
schen Produktion resultieren, zu kontrollieren.
Im Austausch gewinnen sie die Kontrolle tiber
den CO,-Ausstof}, der mit dem heimischen Ver-
brauch verbunden ist. Alle internationalen Ab-
kommen stellen jedoch auf die territorialen
Emissionen ab. Die EU will ihre territorialen
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Emissionen bis zum Jahr 2030 um 55 Prozent
gegeniiber 1990 reduzieren und hat sich im
Rahmen des Pariser Abkommens auch dazu
verpflichtet. Mit einem Grenzausgleich, ob nun
unilateral oder in einem Klimaclub, verliert sie
jedoch die Kontrolle tiber die territorialen Emis-
sionen, die dann nicht mehr mit Hilfe des ETS
gesteuert werden konnen.

IV.4 Zur Aquivalenz mit einer Verbrauchs-
abgabe kombiniert mit freier Zutei-
lung von Zertifikaten

Die Ergebnisse eines idealtypischen Grenzausgleichs
konnen unter bestimmten Bedingungen auch mit
rein inldndischen Instrumenten erreicht werden.
Wenn die heimische Produktion vollstindig aus
dem ETS ausgenommen wird, der heimische Kon-
sum hingegen mit einer Verbrauchsabgabe belegt
wird, die sich am CO,-Gehalt der Produkte bemisst,
dann folgt ebenfalls ein vollstindiger Ubergang der
Bepreisung von den territorialen Emissionen auf
den CO,-Fuflabdruck. Die Verlagerungsanreize ver-
schwinden, das direkte Leakage wird verhindert,
und Wettbewerbsneutralitit wird hergestellt. Ein

solches Regime steht aber vor den gleichen infor-
mationellen Umsetzungsschwierigkeiten wie der
idealtypische Grenzausgleich. Allerdings ist kein
expliziter Eingriff an der Grenze notwendig, was
potenzielle handelspolitische Auseinandersetzun-
gen unwahrscheinlicher macht. Die Abgabe wird
beim Inverkehrbringen von Giitern erhoben, egal
ob diese aus heimischer oder auslidndischer Pro-
duktion stammen. Verbrauchsabgaben sind iiblich
und WTO-konform. Eine CO,-Verbrauchsabgabe
konnte als Steuer gesehen werden, womit sie im
EU-Rat dem Einstimmigkeitsprinzip unterliegt,
oder auch als Umweltmafinahme klassifiziert wer-
den, bei der eine qualifizierte Mehrheit ausreicht.

Allerdings hat auch die Verbrauchsabgabe massive
Nachteile. Der CO,-Gehalt eines Produkts hangt
davon ab, wann dieses Produkt wo und wie produ-
ziert wurde. Eine Verbrauchsabgabe kann diese
Granularitit nicht abbilden, sodass die klimapoliti-
schen Anreize verwissert werden. Des Weiteren ist
eine reine Verbrauchsabgabe inkompatibel mit dem
Emissionshandel. Und sie wiirde bei den Handels-
partnern und bei den Blirgern vermutlich anders
wahrgenommen als ein Grenzausgleich. Wir kom-
men auf diese Aspekte spater zuriick.
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Aufgrund der in Abschnitt IV beschriebenen Prob-
leme weichen die aktuell diskutierten Vorschlage
erheblich vom idealtypischen Verfahren ab. Sie
sehen alle eine Beschrankung des Ausgleichsver-
fahrens auf einige wenige, besonders emissions-
und handelsintensive Giiter und eine mehr oder
weniger starke Pauschalierung der CO,-Gehalte der
Giiter vor.

Wenn das Ausgleichsverfahren nur auf einzelne
Giter beschriankt wird, dann sollten Giiter einbe-
zogen werden, bei denen die CO,-Bepreisung zu
deutlich hoheren Kosten fiihrt, die im Wettbewerb
nicht an die Konsumenten weitergegeben werden
konnen, weil diese sonst zu Importgiitern auswei-
chen wiirden, die nicht belastet werden. Darum
sollten diese Gliter sowohl emissionsintensiv sein,
also pro Werteinheit einen erheblichen CO,-Aus-
stof? verursachen, als auch einem intensiven Wett-
bewerb mit Importgiitern von aufierhalb der EU
ausgesetzt sein.26

Wenn die CO,-Gehalte pauschaliert werden, ent-
fallt der Anreiz zur CO,-Vermeidung in der Pro-
duktion, weil der zu zahlende CO,-Preis pauschal
erhoben wird und damit unabhingig vom tatsich-
lichen CO,-Gehalt des Gutes ist. Im Konsum bleibt
der Anreiz zur CO,-Vermeidung dagegen bestehen.
Weil die Pauschalierung und Begrenzung auf ein-
zelne Sektoren die Vermeidungsanreize des Auslands
eliminieren, reduzieren sie die Effektivitat des Aus-
gleichsmechanismus. Aulerdem sollten sie WTO-
konform sein. Die Regelung darf also auslandische
Produkte nicht diskriminieren. Im Zweifelsfall
miissten Importe grofdziigiger behandelt werden als
heimische Produkte. Das wire z.B. der Fall, wenn

sich die CO,-Bepreisung der Importe am Durch-
schnitt der heimischen Produktion orientiert, aus-
landische Hersteller jedoch das Recht haben, einen
geringeren CO,-Ausstof nachzuweisen. Ein solcher
Mechanismus wire zu begriifen, weil er im Ausland
Anreize zum Einsatz klimaschonender Technologien
schafft, um kostengiinstig den Zugang zum EU-
Markt zu erlangen. Allerdings kénnte er anfillig fir
Betrug und Rent-Seeking-Aktivititen sein, da in der
Praxis produktspezifische CO,-Gehalte weiterhin
blof? unvollstindig nachvollzogen werden kdnnen.

Im Wesentlichen gibt es zwei konkrete Vorschlige,
wie ein Ausgleichsverfahren aussehen koénnte: ein
importseitiger Grenzausgleich und eine CO,-Ver-
brauchsabgabe.

V.1 Vorschlag 1: Importseitiger
Grenzausgleich

Lamy, Pons und Leturq (2020) beschreiben ein Grenz-
ausgleichssystem, welches in der Diskussion als
sfranzosischer” Vorschlag bekannt wurde. Dieser
sieht vor, dass Importeure in bestimmten energie-
und handelsintensiven Sektoren Emissionszertifi-
kate erwerben miissen (so genannte EU Importers
Allowances, EUIA), allerdings in einem speziellen,
vom EU-ETS getrennten System, dessen Preis am
ETS-Preis indiziert ist. Diese Trennung wird fiir
erforderlich gehalten, damit die Preisfindung im ETS
nicht beeinflusst wird.2” Die Menge der zu erwerben-
den EUIAs pro Einheit des Gutes wird auf einen
Referenzwert festgesetzt, der sich am EU-Durch-
schnitt seines CO,-Gehalts orientiert; die Exporteure
koénnen aber niedrigere CO,-Gehalte geltend

26 In der Literatur werden solche Industrien oft als ,energy-intensive and trade-exposed* (EITE) bezeichnet. Bei der Auswahl der Industrien, die in der
EU im Rahmen des ,,Output-based allocation“-Mechanismus Zertifikate umsonst erhalten, wird nur auf die Emissionsintensitat, aber nicht auf die
Handelsintensitat abgestellt. Dadurch kommen einige Industrien in den Genuss kostenloser Zertifikate, die den Zertifikatepreis zum gréRRten Teil an die
Konsumenten weitergeben kénnten, ohne dadurch Marktanteile an auslandische Konkurrenten zu verlieren.

27 Diese Konstruktion impliziert, dass der Preis der EUIA von den Knappheitsverhaltnissen auf dem EU-Binnenmarkt bestimmt wird und eine Variation der
Nachfrage nach EUIAs keinen Effekt auf den Preis hat. Das ETS sieht bisher nicht vor, dass ein Teil der verfiigbaren Zertifikate fiir Importe verwendet wird.
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machen, wenn sie diese nachweisen. CO,-Preise
des Auslands werden angerechnet, entweder direkt
oder durch Vereinbarungen tiber wechselseitige
Anerkennung (Mutual Recognition Agreements,
MRA:s). Sehr arme Lander wiirden ausgenommen,
um im Rahmen des volkerrechtlichen Prinzips der
»~Common but Differentiated Responsibility“ zu
bleiben. Eine genaue Uberwachung der Prozesse
durch eine unabhingige Agentur ist vorgesehen.
Der Vorschlag sieht ein Ende der freien Zuteilung
von Zertifikaten vor: Bepreisung von Importen bei
gleichzeitiger freier Zuteilung von Zertifikaten an
die heimischen Produzenten ware WTO-rechts-
widrig. Der franzosische Vorschlag sieht vor, die
Exporteure mit einem neuen Instrument zu kom-
pensieren, das allerdings noch véllig unspezifiziert
bleibt. Ein juristisch sehr umstrittener Weg wire
die Erstattung der CO,-Zertifikate fiir Exporte aus
der EU. Die Ertriage aus dem Grenzausgleichssys-
tem werden der EU als Eigenmittel zugerechnet.
Das System soll in einer Pilotphase getestet werden
(Zement und Strom),28 wiahrend die EUIAs frei
zugeteilt werden. Danach soll das System in meh-
reren Schritten auf weitere Produkte ausgedehnt
werden.2?

V.2 Zielerreichung - Grenzausgleich

i. Effektivitdt: Die Anreize fiir ausldndische Pro-
duzenten, Emissionen einzusparen, sind wegen
der Orientierung an europdischen Benchmark-
werten zunichst begrenzt, weil die durch-
schnittliche CO,-Intensitit der Produktion in
vielen Lindern tiber jener in der EU liegt. Die
Moglichkeit des Nachweises eines individuell
geringeren CO,-Gehalts des jeweiligen produ-

1l

1il.
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zierten Gutes schafft entsprechende Anreize zur
klimaschonenden Produktionsweise, wirft aber
eine Reihe von praktischen Umsetzungsproble-
men auf. Wenn die Exporte nicht ausgenommen
wirden, blieben Anreize, in der EU bei der Pro-
duktion CO,-Emissionen einzusparen, zur
Génze erhalten, aber die heimischen Exporteure
hitten einen Wettbewerbsnachteil. Direktes
Leakage kann nur teilweise vermieden werden,
indirektes Leakage ohnehin nicht.

Effizienz: Aus den oben genannten Griinden
fihrt das System zu keinen nennenswerten
Verbesserungen der allokativen Effizienz.

Wettbewerbsneutralitdt: Die Wettbewerbsnach-
teile inlandischer Produzenten werden zwar
reduziert, die Pauschalierung der Bemessungs-
grundlage der Importe fiihrt aber dazu, dass
inldndische Produzenten weiter moglicherweise
erhebliche Wettbewerbsnachteile gegentiber
CO,-intensiv produzierenden auslandischen
Unternehmen haben. Auf Auslandsmaérkten ver-
starkt das System die Wettbewerbsnachteile der
europdischen Produzenten, weil die kostenlose
Zuteilung von Zertifikaten beendet werden soll,
Exporte aber nicht in das Grenzausgleichsre-
gime miteinbezogen werden.

Einkommensquelle: In der Anfangsphase ist nur
mit geringen Ertrdgen zu rechnen. Das vorge-
schlagene Benchmarking mit der Moglichkeit,
niedrigere ausldndische CO,-Gehalte nachwei-
sen und geltend machen zu kénnen, fithrt dazu,
dass selbst im Vollausbau die Ertriage deutlich
unter jenen bleiben kénnen, die im idealtypischen
Grenzausgleichsmechanismus generiert wirden.

28 Die EU sieht vor, bis 2025 Nachbarlinder besser in das eigene Stromnetz zu integrieren. Diese Linder (Tunesien, Agypten, Libyen, Israel und Moldawien)

haben keine CO,-Preise.

29 In den Konsultationsgesprachen der EU sind noch zwei weitere Vorschlage aufgetaucht, die sich vom hier verfolgten Ansatz dadurch unterscheiden, dass
der Grenzausgleich mit Hilfe einer Steuer oder einer echten Teilnahme am EU-ETS erfolgt. Diese Vorschlige haben eine groRe Ahnlichkeit mit jenem von

Lamy et al. (2020). Eine Bewertung wiirde mithin sehr dhnlich ausfallen.
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Hinzu kommen erhebliche zusitzliche Verwal-
tungskosten. Die Grenzabgabe wird im franzosi-
schen Plan nicht als Steuer gesehen und unter-
liegt daher nicht dem Einstimmigkeitsgebot in
der EU.

v. Kooperationsbereitschaft anderer Linder: Ein

Grenzausgleich, der nur gegeniiber Lindern
angewendet wird, die nicht ihrerseits eine hin-
reichend ambitionierte Bepreisung von CO,-
Emissionen vornehmen, konnte die Anreize fiir

die Einfiihrung einer solchen im Ausland starken.

Der Grenzausgleich wire mithin ein Instru-
ment, mit dem man Kooperation belohnen und
Nicht-Kooperation sanktionieren konnte. Hier
kommt der EU entgegen, dass viele Linder - ob
zu Recht oder nicht - fiir sich durch ein europé-
isches Grenzausgleichsystem wirtschaftliche
Schidden befiirchten und daher Anreize haben
sollten, diese zu vermeiden. Ein echter Strafzoll,
wie ihn Nordhaus (2015) vorgeschlagen hat,
konnte zwar zur Erzwingung von Kooperation
wirksamer sein, er wiirde aber einem Bruch von
handelspolitischen Konventionen gleichkom-
men und es der EU schwer machen, auf die Ein-
haltung der Regeln des multilateralen Handels-
systems durch andere zu pochen.

V.3 Erfillung der Nebenbedingungen -
Grenzausgleich

a. Administrative Umsetzbarkeit: Der inlandische

CO,-Gehalt in den EITE-Industrien ist auf Basis
des ETS relativ gut ermittelbar, jedenfalls wenn
nur auf die direkten Emissionen abgestellt wird
(und die in Vorprodukten enthaltenen Emissionen
nicht in Rechnung gestellt werden). Das Recht
auslandischer Anbieter, nach Nachweis des CO,-
Gehalts ihrer Produkte eine geringere Bemes-
sungsgrundlage geltend machen zu kénnen,
kann allerdings zu Missbrauch und Betrug fiih-

ren. Es wire fiir die EU - ob sie nun unilateral
oder in einem Klimaclub koordiniert vorgeht -
jedenfalls sinnvoll, in eine moglichst gute statis-
tische Erfassung des CO,-Gehalts moglichst vie-
ler Produkte zu investieren und hierzu moderne
Technologien und die eigenen Anreize der Unter-
nehmen, bessere Informationen zu besitzen, zu
nutzen.

. Konformitdt mit geltendem WTO-Recht: Weil

der CO,-Gehalt der Importe pauschal mit dem
durchschnittlichen CO,-Gehalt der europdi-
schen Produktion bewertet wird, auslandische
Anbieter aber auf Nachweis geringere Gehalte
geltend machen kénnen, wenn sie das wiin-
schen, werden ausldndische Produzenten nicht
diskriminiert, sondern sogar bessergestellt. Das
angedachte Regime kann vermutlich sowohl auf
Basis der Artikel I, IT und III des GATT und des
Artikel XX GATT gerechtfertigt werden. Proble-
matisch ist die Kompensation der heimischen
Exporteure.

. Retorsionsmafinahmen des Auslands konnen

nicht ausgeschlossen werden. Die Retorsions-
wahrscheinlichkeit ist abhdngig von der Art und
Weise der politischen Kommunikation; wird der
Grenzausgleich bei den Importen als ,,Klimazoll*
eingefiihrt, sind Streitigkeiten absehbar. Der Ver-
zicht auf den Grenzausgleich bei den Exporten
verringert die Wahrscheinlichkeit von Vergel-
tungsmafinahmen. Ausnahmen fiir Linder mit
dquivalenten CO,-Bepreisungssystemen kénnen
ebenfalls helfen.

. Konsistenz mit heimischer und internationaler

Klimapolitik: Der franzosische Vorschlag ist mit
dem ETS kompatibel, weil Zertifikate fiir Importe
auflerhalb des ETS erworben werden und Exporte
keine Freistellung erhalten. Er ermdglicht es, die
freie Zuteilung von Zertifikaten in der EU wie
geplant zu beenden. Der Grenzausgleich ist
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prinzipiell mit anderen Systemen einer CO,-
Bepreisung kompatibel, insbesondere wenn sie
im Kontext eines Klimaclubs untereinander
koordiniert werden.

V.4 Vorschlag 2: Verbrauchsabgabe

Ismer et al. (2020), Neuhoff et al. (2020) und Boh-
ringer et al. (2017) haben ein System vorgeschlagen,
das beim Inverkehrbringen von CO,-intensiven
Gltern (Grundstoffen wie Stahl oder Zement) im
Inland eine pauschalierte Verbrauchsabgabe vor-
sieht, die sich am Gewicht der betroffenen Guter
(und nicht am konkreten CO,-Gehalt) ausrichtet.
Die Verbrauchsabgabe ist fiir in- und auslandische
Produkte gleich. Gleichzeitig ist die inlandische
Produktion dem ETS unterworfen, wobei jedoch
an der freien Zuteilung von Emissionszertifikaten
nach dem Benchmarkprinzip3° festgehalten wird.3!
Die Verbrauchsabgabe wiirde auch dann anfallen,
wenn die Grundstoffe in anderen hoherwertigen
Produkten enthalten sind; Angaben dariiber kénn-
ten vermutlich vom Zoll vergleichsweise einfach
uberprift werden. Exporte wiirden, wie bei ande-
ren Verbrauchsabgaben tiblich, freigestellt. Die freie
Zuteilung von Zertifikaten nach dem Benchmark-
system wird nicht, wie eigentlich vorgesehen, bis
2030 beendet. Damit werden die Exporteure fiir
ihre Nachteile im internationalen Wettbewerb kom-
pensiert, gleichzeitig bleiben CO,-Einsparungsan-
reize bestehen.

V.5 Zielerreichung - Verbrauchsabgabe

i. Effektivitdt: Aufgrund der Pauschalierung der
Bemessungsgrundlagen kann das vorgeschlagene
System die Effektivitdt der EU-Klimapolitik nur
sehr begrenzt verbessern. Auslandische Produ-
zenten haben wegen der pauschalen Bestimmung
der Verbrauchsabgabe keinen Anreiz, Emissionen
einzusparen. Weil das ETS unverdandert erhalten
bliebe und die freie Zuteilung der Zertifikate
nach dem Benchmarkprinzip erfolgt, bleiben
Anreize, in der EU bei der Produktion CO,-
Emissionen einzusparen, erhalten. Direktes
Leakage kann nur teilweise vermieden werden;
indirektes Leakage kann gar nicht reduziert
werden.

ii. Effizienz: Aus den oben genannten Griinden
fihrt das System zu keinen nennenswerten Ver-
besserungen der allokativen Effizienz.

iii. Wettbewerbsneutralitdt: Eine Verbrauchsab-
gabe wirkt wettbewerbsneutral, soweit sie fiir
in- und ausldndische Produkte eine gleiche Be-
lastung vorsieht. Wenn aber inlindische Unter-
nehmen dariiber hinaus am Emissionshandel
teilnehmen miussen, kann dies zwar weitere An-
reize fiir eine klimafreundliche Produktion setzen,
jedoch nur auf Kosten einer zuséatzlichen Belas-
tung inlandischer im Vergleich zu ausldndischen
Unternehmen. Wie stark diese Belastung ist, hangt
davon ab, wie weit der CO,-Ausstof? des betroffe-
nen Unternehmens von der Benchmark (dem
CO,-Ausstofd der am wenigsten verschmutzenden

30 Die Zuteilung kostenloser Zertifikate orientiert sich am durchschnittlichen CO,-AusstoR fiir die Herstellung eines Produkts der 10 Prozent der klima-
freundlichsten Unternehmen, die dieses Produkt mit dem geringsten CO,-AusstoR produzieren. Bei einer freien Zuteilung von x Prozent bekommt ein
Unternehmen also x Prozent der Zertifikate, die das Unternehmen mit der klimafreundlichsten Produktion pro Produktionseinheit benétigt, multipliziert
mit der eigenen Produktionsmenge in einem Basisjahr. Die restlichen Zertifikate muss es am Markt erwerben. Dadurch bleiben ,,an der Grenze“ Anreize

zur Emissionsreduktion erhalten.

31 Dieinlandische Produktion wird durch Verbrauchsabgabe und das ETS also doppelt belastet, die Doppelbelastung soll durch die freie Zuteilung von
Zertifikaten jedoch gemindert werden. Nach Lamy et al. (2020) ist die freie Zuteilung potenziell ein WTO-rechtliches Problem, das jetzt schon existiert,

das durch eine Verbrauchsabgabe jedoch gemindert werden wiirde.
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Unternehmen) entfernt ist. AufRerdem kann die
Pauschalierung der Bemessungsgrundlage der
Importe dazu fiithren, dass inldindische Produ-
zenten weitere moglicherweise erhebliche Wett-
bewerbsnachteile gegentiber CO,-intensiv pro-
duzierenden ausldndischen Unternehmen
haben. Auf Auslandsmaérkten dndert sich fiir die
europdischen Produzenten im Vergleich zum
aktuellen Status quo anders als beim Grenzaus-
gleich nichts, weil an der freien Zuteilung von
Zertifikaten (und zuséatzlich in Deutschland an
der Befreiung von der EEG-Umlage) festgehal-
ten wird und Exporte von der Verbrauchsabgabe
befreit sind.

Einkommensquelle: Die Verbrauchsabgabe kann
als Steuer oder als Umweltmafinahme gesehen
werden, was Auswirkungen auf ihre EU-rechtliche
Einstufung hat. Wenn sie auf wenige Sektoren
begrenzt bleibt, sind die zu erwartenden Ein-
nahmen gering.

Kooperationsbereitschaft anderer Linder: Eine
Verbrauchsabgabe hitte wahrscheinlich auf den
Kooperationswillen anderer Linder einen eher
schidlichen Einfluss. Die Abgabe kann nicht als
positives oder negatives Anreizinstrument fiir
den Beitritt zu einem Klimaclub dienen, da sie
unabhingig vom Produktionsort ist. Auf3erdem
stiinde die EU mit einer solchen Verbrauchs-
abgabe allein da: Keiner der existierenden US-
Gesetzesvorschlage enthilt eine solche Abgabe,
wihrend alle Vorschldge einen Grenzausgleich
vorsehen.
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V.6 Erflllung der Nebenbedingungen -
Verbrauchsabgabe

a. Administrative Umsetzbarkeit: Die Einfiihrung
einer Verbrauchsabgabe wire administrativ
deutlich einfacher als der Grenzausgleich. Wenn
sie EU-rechtlich als Steuer eingestuft wiirde,
wire jedoch Einstimmigkeit in der EU fiir die
Einfithrung (und eine moglicherweise in der
Zukunft wiinschenswerte Abschaffung) dieser
Mafdnahme erforderlich.

b. Konformitdit mit geltendem WTO-Recht: Die
CO,-Verbrauchssteuer, die auf inldndische wie
auslidndische Giiter denselben Steuersatz pro
Gewichtseinheit erhebt, wire im Sinne des WTO-
Rechts wie andere Verbrauchssteuern ausgleichs-
fahig. Allerdings kann die Weiterfiihrung der
freien Zuteilung von Zertifikaten subventions-
rechtlich ein Problem darstellen (Lamy et al., 2020).

c. Retorsionsmafinahmen des Auslands: Durch
die klare WTO-Rechtskonformitit und durch
die Abwesenheit von Eingriffen an der Grenze
ist die Retorsionswahrscheinlichkeit vermutlich
gering. Aber wenn die freie Zuteilung von Zerti-
fikaten als Subvention angesehen wird, sind
Retorsionsmaffnahmen innerhalb oder aufier-
halb des WTO-Systems nicht auszuschliefRen.

d. Konsistenz mit heimischer und internationaler
Klimapolitik: Das System fiihrt mit der Ver-
brauchsabgabe ein zusitzliches Instrument der
Emissionssteuerung in die deutsche und euro-

paische Klimapolitik ein. Zugleich hilt es am ETS
fest, ohne jedoch wie geplant aus der Praxis der
freien Zuteilung von Zertifikaten auszusteigen.
Konzeptionelle Unterschiede und interdependen-
te Wirkungen der beiden Instrumente erschweren
die klimapolitische Steuerung. Die Verbrauchs-
abgabe ist ein Instrument der Preissteuerung,
das EU-ETS eines der Mengensteuerung.
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Die Verbrauchsabgabe steuert den heimischen
Verbrauch (CO,-Fufabdruck), das EU-ETS die
CO,-Emissionen der heimischen Produktion.
Die Verbrauchsabgabe dampft die Nachfrage fiir
alle Anbieter gleichermafien, der Emissionshandel
biirdet nur den inldndischen Unternehmen zu-
satzliche Kosten auf, die sich auch durch freie
Zuteilung von Zertifikaten nicht vollstindig ver-
meiden lassen. Die Komplexitit der heimischen
Klimapolitik wird deutlich erhoht, die Koordina-
tion auf internationaler Ebene erschwert.
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Die globale Klimakrise kann nicht durch unilaterale
Anstrengungen einzelner Lander oder Regionen
allein geldst werden. Solange im Energiesektor keine
Technologien existieren, die kostenglinstiger sind
als das Verbrennen fossiler Brennstoffe, konnen die
globalen Treibhausgasemissionen nur durch globale
Kooperation bei der Vermeidung eingedammt
werden. Jeder klimapolitische Ansatz, der nicht alle
wesentlichen Lander umfasst, muss darauf iiber-
priift werden, ob er die Anreize fiir globale Koope-
ration starkt oder schwicht.

Die Einflihrung eines unilateralen Ausgleichssystems,
wie im EU-Rat vom Dezember 2020 angeregt, birgt
Retorsionsrisiken und kann die globalen Treibhaus-
gasemissionen nicht wirksam reduzieren: Auch
unter idealen Umstinden kann ein Ausgleichsme-
chanismus das indirekte Leakage tiber die globalen
Energiemairkte nicht verhindern. Er kann also besten-
falls ein Instrument zur Einddimmung des direkten
Leakage sein. In der Praxis gilt aber nicht einmal das.
Denn keines der vorgeschlagenen Systeme kann
die Verzerrungen im internationalen Wettbewerb
durch stark unterschiedliche CO,-Preise ganzlich
verhindern, weil der CO,-Gehalt der Gliter besten-
falls schwer objektiv ermittelbar ist und daher zahl-
reiche Ausnahmen und Pauschalierungen erforder-
lich wiren. Aus diesen Griinden kann die Effektivitit
der unilateralen Klimapolitik nur wenig gesteigert
und direktes Leakage nur teilweise verhindert wer-
den. Zudem besteht die Gefahr, dass das Instrument
protektionistisch verwendet wird, es Vergeltungs-
mafinahmen provoziert, es als Einfallstor fiir Lob-
byismus und Betrug dient und es dem Klimaschutz
im Ergebnis schadet, weil es die internationale
Kooperationsbereitschaft schwicht.

Die EU hat beschlossen, bis 2030 schrittweise aus der
freien Zuteilung von Zertifikaten an die exponiertes-
ten Sektoren auszusteigen. Das bedeutet, dass Leakage
erst allméhlich bedrohlich wird, auch bei steigenden
CO,-Preisen. Die Zeit sollte genutzt werden, um die
Anstrengungen fiir einen multilateralen Ansatz
(EU mit USA und anderen wichtigen Handelspart-
nern (Australien, Kanada, Korea, Japan, ...)) zu ver-
starken. Der Zeitpunkt dafiir ist giinstig. Der neue
amerikanische Prisident Biden wird in den néchs-
ten Monaten mit der Unterstiitzung beider Hiuser
des Kongresses die Weichen fiir eine neue Klimapo-
litik in den USA stellen, um Klimaneutralitit bis 2050
zu erreichen. Japan, Kanada und Stidkorea haben
sich vor wenigen Monaten ebenfalls auf dieses Ziel
festgelegt. Sie folgen 66 weiteren Staaten, die sich zu
diesem Ziel bekannt haben. Alle diese Staaten ste-
hen demselben Problem des Leakage gegeniiber.

Darum sollte die EU die Schaffung eines Klimaclubs,
dessen Mitgliedsstaaten sich auf einen gemein-
samen CO,-Mindestpreis festlegen, vorantreiben.
Innerhalb dieses Clubs kann auf Ausgleichsmaf3-
nahmen verzichtet werden, wahrend die Mitglieder
des Clubs gegeniiber Drittstaaten einen Grenzaus-
gleich durchfiihren. Damit koénnen Anreize fiir
Kooperation gesetzt werden.32 Je grofier der Club,
umso geringer ist die Gefahr von handelspolitischen
Spannungen und umso grofder ist die Chance, das
WTO-Recht so zu reformieren, dass es den Klima-
schutz unterstiitzt. Und je grofier der Club, umso
mehr wird auch indirektes Leakage durch einen
gemeinsamen Grenzausgleich reduziert.33 Ob ein
Grenzausgleich allein ausreichende Anreize fiir
eine Teilnahme am Klimaclub schafft, ist fraglich.
Sollte die Anreizwirkung des Grenzausgleichsystems

32 Cramton et al. (2017) beschreiben die Herausforderungen und Lésungsansétze internationaler Klimakooperation sowie die Rolle von Mindestpreisen,

Klimaclubs und Sanktionen fiir eine stabile Kooperation.

33 Der Sachverstandigenrat hat in seinem Jahresgutachten 2020 (Ziffer 432) ahnliche Schlussfolgerungen gezogen. Siehe auch Wolff (2020).



nicht ausreichen, konnte der Einsatz von Klima-
z6llen notwendig werden, um einen Klimaclub der
Nationen mit den weltweit grofdten Emissionen zu
stabilisieren. Unter Umstidnden konnte dafiir eine
Revision der WTO-Regeln mit dem Ziel, globale
klimapolitische Ziele unter Verwendung handels-
politischer Instrumente zu verfolgen, erforderlich
sein. Komplementire klimadiplomatische Anstren-
gungen fiir einen Klimaclub, zum Beispiel im Rah-
men der Entwicklungszusammenarbeit oder im
Kontext von Freihandelsabkommen, sind jedenfalls
zweckmafdig.

Eine Verbrauchsabgabe ist nicht konsistent mit dem
bestehenden EU-ETS. Sie eignet sich auch nicht als
Instrument zur Férderung der Kooperationsbereit-
schaft anderer Linder und als externe Absicherung
eines zu schaffenden Klimaclubs. Der Beirat lehnt
daher eine solche Abgabe ab.

Neben diesen zentralen Empfehlungen ist dem
Beirat wichtig, dass schnell mit Vorbereitungen zur
Einfiihrung eines Ausgleichssystems, ggf. im Kon-
text eines Klimaclubs, begonnen werden sollte.
Dazu gehoren die Verbesserung der Informations-
basis durch den Einsatz neuer Technologien zum
CO,-Tracking, die Entwicklung von institutionellen
Designs, die den Marktteilnehmern einen Anreiz zur
korrekten Dokumentation des CO,-Gehaltes von
Importen geben, und die Kooperation mit Unter-
nehmen sowie Akteuren der Zivilgesellschaft,

die selbst grofies Interesse an einer besseren Daten-
lage haben.
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Die offizielle internationale CO,-Bilanzierung basiert
auf dem Konzept der territorialen Emissionen. Die
in internationalen Vereinbarungen vereinbarten
Reduktionsziele beziehen sich ebenso auf dieses
Maf} wie alle Systeme der CO,-Bepreisung. Stellt
man konsequent auf eine Bepreisung des territori-
alen Fuffabdruckes um, ob nun unilateral in der EU
oder multilateral in einem Klimaclub, dann steuern
Cap-and-Trade-Systeme nicht mehr die territorialen
Emissionen, sondern den Fuffabdruck. Die Erfiillung
der eingegangenen Verpflichtungen ist mithin selbst
unter idealen Umstidnden nicht mehr garantiert.
Um diesem Problem vorzubeugen, muss eine sepa-
rate Zertifikatsmenge fiir Ausgleichsmafdnahmen
vorgesehen werden, was aber zu unterschiedlichen
CO,-Preisen fithren kann. Will man dies nicht,
miisste man die internationalen Vertrige auf die
nationalen Fuflabdriicke umstellen. Wird der
Klimaclub hinreichend grof, so verschwindet die-
ses Problem allerdings von allein.

Schliefilich ist es dem Beirat wichtig, dass ein
CO,-Grenzausgleich nicht mit dem Ziel eingefithrt
werden sollte, Eigenmittel fiir die Finanzierung der
Aufgaben der EU zu gewinnen. Dies wiirde keine
nachhaltige und stabile Einnahmequelle darstellen.
Ein erfolgreicher Ausgleichsmechanismus wiirde
sich selbst tiberfliissig machen, weil er andere
Staaten dazu bringt, eine mit der EU vergleichbare
CO,-Bepreisung einzufithren.

Berlin, den 22. Februar 2021

Der Vorsitzende des Wissenschaftlichen Beirats beim
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
Prof. Dr. Klaus M. Schmidt
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»Reform des Sozialstaats fiir mehr Beschiftigung
im Bereich gering qualifizierter Arbeit”

Gutachten vom 12. Januar 2002
»Daseinsvorsorge im europaischen Binnenmarkt
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Gutachten vom 6. Juli 2001
~Wettbewerbspolitik fiir den Cyberspace*

Brief an den Bundesminister fiir Wirtschaft und
Technologie Dr. Werner Miiller vom 16. Dezember
2000

»,Reform der gesetzlichen Rentenversicherung*

Gutachten vom 1. Juli 2000
»Reform der europiischen Kartellpolitik“

Gutachten vom 26./27. Mai 2000
»Aktuelle Formen des Korporatismus“

Gutachten vom 15./16. Oktober 1999
»,Offene Medienordnung“

Brief an den Bundesminister fiir Wirtschaft
und Technologie Dr. Werner Miiller vom
19./20. Februar 1999
,Wechselkurszielzonen*



Gutachten vom 18./19. Dezember 1998
»Neuordnung des Finanzierungssystems der
Europiischen Gemeinschaft”

Gemeinsame Stellungnahme der Wissenschaftlichen
Beirdte beim BMF und BMWi vom 02.10.1998
»Reform der Einkommen- und Koérperschaft-
steuer”

Gutachten vom 20./21. Februar 1998
»,Grundlegende Reform der gesetzlichen Renten-
versicherung*

Brief an Bundeswirtschaftsminister Dr. Rexrodt
vom 11. Juni 1997

»Protokoll zu Art. 222 EG-Vertrag beziiglich der
Einstandspflichten 6ffentlich-rechtlicher Korper-
schaften fiir ihre 6ffentlich-rechtlichen Kreditin-
stitute”

Brief an Bundeswirtschaftsminister Dr. Rexrodt
vom 11. Juni 1997

»Ein Beschiftigungskapitel im Maastricht II-
Vertrag?“

Gutachten vom 25./26. April 1997
»Wagniskapital“

Gutachten vom 9. November 1996
»Anstehende grofie Steuerreform*

Gutachten vom 30. August 1996
»Anpassung des deutschen Kartellgesetzes an das
europiische Recht?“

Gutachten vom 19./20. Januar 1996
»,Langzeitarbeitslosigkeit®

Gutachten vom 9. Mirz 1995
,Orientierungen fiir eine Postreform III“
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Brief an Bundeswirtschaftsminister Dr. Glinter
Rexrodt vom 23. Januar 1995
~Wirtschaftspolitische Folgerungen aus der
Verfassungswidrigkeit des sogenannten Kohle-
pfennigs“

Gutachten vom 31. August 1994
»,Ordnungspolitische Orientierung fiir die
Européaische Union“

Gutachten vom 10./11. Juli 1992
»Gesamtwirtschaftliche Orientierung bei drohen-
der finanzieller Uberforderung®

Gutachten vom 24. Januar 1992

»Stellungnahme zu den Vorschriften iiber eine
Industriepolitik in den Vertrigen iiber die Euro-
piische Politische Union und die Europaische
Wirtschafts- und Wahrungsunion®

Gutachten vom 12. bis 14. Juli 1991
»Lohn- und Arbeitsmarktprobleme in den neuen
Bundeslindern“

Gutachten vom 15./16. Februar 1991
»Probleme der Privatisierung in den neuen
Bundeslindern”

Gutachten vom 14. Dezember 1990
»Stellungnahme zu den GATT-Verhandlungen“

Gutachten vom 19./20. Oktober 1990
»Aufzeichnung der Beratungsergebnisse zu den
Belastungen durch die deutsche Einheit“

Gutachten vom 29./30. Juni 1990
»~Auflenwirtschaftspolitische Herausforderungen
der Europiischen Gemeinschaft an der Schwelle
zum Binnenmarkt*
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Gutachten vom 1./2. Marz und 27. Miarz 1990
»Schaffung eines gemeinsamen Wirtschafts- und
Wihrungsgebietes in Deutschland*

Gutachten vom 17./18. November und

15./16. Dezember 1989

»~Wirtschaftspolitische Herausforderungen der
Bundesrepublik im Verhiltnis zur DDR“

Gutachten vom 5. Juni 1989
»otellungnahme zum Bericht des Delors-Aus-
schusses*

Gutachten vom 20./21. Januar 1989
»Europdische Wahrungsordnung*

Gutachten vom 26./27. Februar 1988
»~Wirtschaftspolitische Konsequenzen aus den
auflenwirtschaftlichen Ungleichgewichten der
grofien Industrielinder*

Gutachten vom 26./27. Juni 1987
»Gewinn, Investitionen und Beschaftigung*

Gutachten vom 6. Dezember 1986
~Wettbewerbspolitik“

Gutachten vom 21. und 22. Februar 1986
»otellungnahme zum Weifibuch der EG-Kommis-
sion tiber den Binnenmarkt”

Gutachten vom 11. und 12. Oktober 1985
»Steuerpolitik unter gesamtwirtschaftlichen
Gesichtspunkten“

Gutachten vom 14. und 15. Dezember 1984
,Strukturwandel fiir Wachstum und mehr
Beschiftigung*

Gutachten vom 25. Juni 1983
»svermindert Arbeitszeitverkiirzung die Arbeits-
losigkeit?“

Gutachten vom 18. Februar 1983
»Konjunkturpolitik - neu betrachtet”

Gutachten vom 23. Januar 1982
»Probleme der Wohnungswirtschaft“

Gutachten vom 23. Februar 1981
~Wirtschaftspolitik bei defizitarer Leistungsbilanz*
Stellungnahme vom 17. Januar 1981

»Probleme der Stahlindustrie in der Europaischen
Gemeinschaft”

Gutachten vom 9. Februar 1980
»~Wirtschaftspolitische Implikationen eines
Bevolkerungsriickgangs“

Gutachten vom 7. und 8. Dezember 1979
»~Wirtschaftspolitische Folgerungen aus der
Olverknappung*®

Gutachten vom 15. und 16. Dezember 1978
,Staatliche Interventionen in einer Marktwirt-
schaft“

Gutachten vom 12. November 1977
»Aktuelle Probleme der Beschiftigungspolitik*

Gutachten vom 4. Juli 1977
»Rationalisierungsinvestitionen

Gutachten vom 20. November 1976
»Fragen einer neuen Weltwirtschaftsordnung*

Gutachten vom 14. und 15. November 1975
,Kosten und Preise 6ffentlicher Unternehmen*

Gutachten vom 9. und 10. Mai 1975
»Indexierung wirtschaftlich relevanter Grof3en®

Gutachten vom 15. und 16. Mirz 1974
»Probleme der Auslinderbeschiftigung®



Gutachten vom 16. und 17. November 1973
»2HOchstpreisvorschriften fiir Energie*

Gutachten vom 19. und 20. Oktober 1973
»otabilitatspolitische Problematik der gesetzli-
chen Rentenversicherung*

Gutachten vom 9. und 10. Mirz 1973
»Grundfragen der Stabilitatspolitik*

Gutachten vom 11. Dezember 1971
»Regelmechanismen und regelgebundenes Ver-
halten in der Wirtschaftspolitik“

Stellungnahme vom 3. Juli 1971 zum
»gegenwirtig bestehenden Problem der
Wechselkurspolitik“

Gutachten vom 12. Dezember 1970
L2Entwicklung der Wohnungsmieten und geplante
Mafdnahmen zur Begrenzung des Mietanstiegs

Gutachten vom 24. Oktober 1970
»Problematik der gegenwirtigen hohen Zinssitze“

Gutachten vom 6. Februar 1970
»Einfiihrung einer Fusionskontrolle*

Gutachten vom 1. Februar 1969
,Aktuelle Probleme der aufienwirtschaftlichen
Absicherung*

Gutachten vom 23. Juli 1968
»Fragen der Staatsverschuldung*

Gutachten vom 25. November 1967
»<Zusammenhang zwischen auflenwirtschaftli-
chem Gleichgewicht und Preisniveaustabilitat“
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Stellungnahme vom 15. Juli 1967 zum
»Gesetzentwurf zur Anpassung und Gesundung
des deutschen Steinkohlenbergbaus und der
deutschen Steinkohlenbergbaugebiete”

Gutachten vom 28. Februar 1967
,Subventionen in der Marktwirtschaft*

Gutachten vom 18. Juni 1966

»otaatliche Zinsregulierungen“

Gutachten vom 29. Januar 1966

»otindige Preiserh6hungen in unserer Zeit“

Gutachten vom 31. Oktober 1964
iyZusammenwirken staatlicher und nichtstaatli-
cher Krifte im Bereich der wirtschaftspolitischen
Gesetzgebung“

Gutachten vom 20. Juni 1964
y2Zusammenwirken von staatlichen und nicht-
staatlichen Kriften in der Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 9. November 1963
,Wirtschaftliche Vorausschau auf mittlere Sicht*

Gutachten vom 16. Februar 1963
»Selbstfinanzierung bei verlangsamtem
wirtschaftlichen Wachstum*

Gutachten vom 23. Juni 1962
»Reform des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschrinkungen®

Stellungnahme vom 4. Mérz 1961 zur
»~Aufwertung der D-Mark“

Gutachten vom 21. Januar 1961
»Gedanken iiber die Konzeption einer kiinftigen
deutschen Energiewirtschaftspolitik”
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Gutachten vom 21. Februar 1960

»Gegenwirtige Moglichkeiten und Grenzen einer
konjunkturbewufiten Lohnpolitik in der Bundes-
republik”

Gutachten vom 25. Januar 1960

,Probleme einer rationellen Wirtschaftshilfe an
die Entwicklungslinder unter Beriicksichtigung
der von der Bundesrepublik zu treffenden Maf3-
nahmen“

Gutachten vom 14. April 1959
»Konjunkturpolitische Situation der Bundes-
republik Deutschland im Friihjahr 1959

Stellungnahme vom 3. Mérz 1959 zur
sinternationalen Koordinierung der Konjunktur-
politik, insbesondere zur Frage eines europdi-
schen Konjunkturboards“

Gutachten vom 27. Juli 1958
»Problem Verteidigungslast und volkswirtschaft-
liches Wachstum*

Gemeinsames Gutachten des Wissenschaftlichen
Beirats beim Bundesminister der Finanzen und des
Wissenschaftlichen Beirats beim Bundeswirt-
schaftsministerium vom

26. Januar 1958

»,Kapitalmarkt und Besteuerung”

Gutachten vom 30. April 1957
»~Wirtschaftspolitische Problematik der deutschen
Exportiiberschiisse“

Gutachten vom 24. Februar 1957
»Problem von Index- und Preisgleitklauseln“

Gutachten vom 3. Juni 1956 und 7. August 1956
»Instrumente der Konjunkturpolitik und ihre
rechtliche Institutionalisierung*

Gutachten vom 11. Oktober 1955
»~Welche Mafinahmen entsprechen der gegen-
wirtigen konjunkturellen Situation?“

Gutachten vom 12. Juni 1955
»Probleme einer produktivititsorientierten
Lohnpolitik“

Gutachten vom 23. Januar 1955
»Moglichkeiten und Grenzen regionaler
Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 20. November 1954
»Einfithrung von direkten Tarifen“

Gutachten vom 14. November 1954

»Antriage und Gesetzentwiirfe zur Beschrinkung
des Wettbewerbs in gewissen Gewerben und
Berufen®

Gutachten vom 23. Oktober 1954
,Probleme der volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung und ihrer Auswertung*

Gutachten vom 2. Oktober 1954
»Fragen des Kartellproblems, die durch die bevor-
stehende Gesetzgebung aufgeworfen werden

Gutachten vom 31. Mai 1954
»Problem landwirtschaftlicher Paritiatspolitik im
Rahmen der allgemeinen Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 10. Januar 1954
»Sicherung der wirtschaftlichen Expansion®

Gutachten vom 11. Oktober 1953
»Fragen des gemeinsamen Marktes*

Gutachten vom 28. Juni 1953
»Problem der gegenwirtigen deutschen
Zahlungsbilanz“



Gutachten vom 1. Mai 1953
»Frage der wirtschaftlichen Integration Europas“

Gutachten vom 22. Februar 1953
»Problem der Integration der europiischen
Agrarmirkte (sogenannte Agrarunion)“

Ergebnis der Beratungen vom 17./18. Januar 1953
»Sicherung der wirtschaftlichen Expansion

Gutachten vom 14. Dezember 1952
»Frage des gemeinsamen Marktes innerhalb der
Europiischen Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl“

Gutachten vom 16. November 1952
»,Konvertierbarkeit der Waihrungen*

Gutachten vom 6. Juli 1952
»Wiederaufbau des Kapitalmarktes und Zins-
politik*

Gutachten vom 8. Juni 1952
»verteidigungsleistungen und Wirtschafts-
verfassung*

Gutachten vom 27. April 1952
»Ausgleich der Wiahrungsspannen im Rahmen
einer europdischen Integration“

Gutachten vom 4. Februar 1952
»Belebung des Wertpapiermarktes*

Gutachten vom 9. Oktober 1951

sIst zur Uberwindung der gegenwiirtigen
Aufschwunghemmung eine aktive Konjunktur-
politik anzuraten?“

Gutachten vom 29. Juli 1951
»2Aufienhandelspolitik“

Gutachten vom 10. Juni 1951
,Lenkungsmafinahmen*
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Stellungnahme vom 29. April 1951
»Investitionshilfe“

Vorldufige Stellungnahme vom 25. Februar 1951
~Wirtschaftspolitische Moglichkeiten zur
Begrenzung der direkten lenkenden Eingriffe*

Gutachten vom 28. Januar 1951
»Bereinigung des Preisgefiiges*

Gutachten vom 10. Dezember 1950
,Kapitalmarktpolitik und Investitionspolitik“

Vorldufige Stellungnahme vom 5. November 1950
»Deckung des zusitzlichen kiinftigen Finanz-
bedarfs“

Gutachten vom 5. November 1950
»Einwirkung der Weltkonjunktur auf die deutsche
Wirtschaftspolitik®

Gutachten vom 24. September 1950
»Struktur- und konjunkturpolitische Fragen
der Einkommensverteilung”

Gutachten vom 11. Juni 1950
»Probleme der Kapitalbildung und der Geld-
schopfung”

Gutachten vom 7. Mai 1950
»Stellung des Wohnungswesens in der sozialen
Marktwirtschaft“

Gutachten vom 26. Februar 1950
»Kapitalmangel und Arbeitslosigkeit in der
sozialen Marktwirtschaft®

Gutachten vom 5. Februar 1950
»,Europdische Zahlungsunion“
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Gutachten vom 18. Dezember 1949
»,Das Dollardefizit Europas im Handel mit USA
(Problem der Dollarliicke)“

Gutachten vom 30. Oktober 1949
»Agrarpolitik in der sozialen Marktwirtschaft”

Gutachten vom 18. September 1949
»Geldordnung und Wirtschaftsordnung“

Gutachten vom 24. Juli 1949
»Grundsatzfragen der Monopolgesetzgebung*

Gutachten vom 8. Mai 1949
»Expansive und kontraktive Kreditpolitik“

Gutachten vom 27. Februar 1949
LInvestitionsmittel und ERP-Mittel“

Gutachten vom 17. Januar 1949
»Preispolitik und Aufenhandelsgestaltung*

Gutachten vom 24. Oktober 1948
»Agrarpolitik und Agrarpreise

Gutachten vom 3. September 1948
»~Wahrungs-, Preis-, Produktions- und Investitions-
politik“

Gutachten vom 11. Juli 1948
»Investitionspolitik nach der Wahrungsreform*

Gutachten vom 12. Juni 1948
»nvestitionspolitik“

Gutachten vom 1. April 1948

»Mafinahmen der Verbrauchsregelung, der
Bewirtschaftung und der Preispolitik nach
der Wihrungsreform*“



Die Wurzeln des Wissenschaftlichen Beirats beim
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
reichen zurtick bis in die Zeit des Zweiten Welt-
krieges. Ab 1943 trafen sich einige der spiteren
Beiratsmitglieder unter dem Vorsitz von Prof.
Erwin von Beckerath, um die wirtschaftliche
Zukunft Deutschlands nach dem Krieg vorzu-
bereiten. Diese so genannte ,Arbeitsgemeinschaft
Erwin von Beckerath“ ging in dem Anfang 1948
gegriindeten Beirat auf, der am 23. Januar 1948
auf Einladung der Verwaltung fiir Wirtschaft des
Vereinigten Wirtschaftsgebietes, dem Vorldufer
des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Ener-
gie, in Konigstein/Taunus formell konstituiert
wurde.
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Der Beirat hatte folgende 17 Griindungsmitglieder:
Prof. Dr. Franz Béhm,

Prof. Dr. Walter Eucken,

Prof. Dr. Walther G. Hoffmann,
Prof. Dr. Wilhelm Kromphardt,
Prof. Dr. Adolf Lampe,

Prof. Dr. Elisabeth Liefmann-Keil,
Prof. Dr. Alfred Miller-Armack,
Prof. Dr. Oswald v. Nell-Breuning,
Prof. Dr. Erik No6lting,

Prof. Dr. Hans Peter,

Prof. Dr. Erich Preiser,

Prof. Dr. Ludwig Raiser,

Prof. Dr. Heinz Sauermann,

Prof. Dr. Karl Schiller,

Prof. Dr. Otto Veit,

Prof. Dr. Gerhard Weisser,

Prof. Dr. Theodor Wessels.





https://www.facebook.com/bundeswirtschaftsministerium
https://twitter.com/bmwi_bund
https://www.instagram.com/bmwi_bund/
https://www.youtube.com/user/wirtschaftspolitik
https://www.bmwi.de/Navigation/DE/Home/home.html

	Ein CO2-Grenzausgleich als Baustein eines Klimaclubs 
	Impressum
	Inhalt
	I. Anlass des Gutachtens
	II. Heimische CO2-Emissionen, internationaler Handel und das Leakage-Problem
	II.1 Zwei Arten von Leakage
	II.2 Güterhandel, territoriale CO2- Emissionen und der CO2-Fußabdruck
	II.3 Wie relevant ist Leakage?

	III. Ziele und Nebenbedingungen von Ausgleichsmechanismen
	IV. Idealtypischer CO2-Preisausgleichsmechanismus
	IV.1 Beschreibung
	IV.2 Zielerreichung
	IV.3 Erfüllung der Nebenbedingungen
	IV.4 Zur Äquivalenz mit einer Verbrauchsabgabe kombiniert mit freier Zuteilung von Zertifikaten

	V. Bewertung aktueller Vorschläge zu CO2-Preisausgleichsmechanismen
	V.1 Vorschlag 1: Importseitiger Grenzausgleich 
	V.2 Zielerreichung – Grenzausgleich
	V.3 Erfüllung der Nebenbedingungen – Grenzausgleich
	V.4 Vorschlag 2: Verbrauchsabgabe
	V.5 Zielerreichung – Verbrauchsabgabe 
	V.6 Erfüllung der Nebenbedingungen – Verbrauchsabgabe

	VI. Schlussfolgerungen und Empfehlungen
	Literatur
	Mitglieder
	Anhang: Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats seit April 1948




